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Beginn: 15.01 Uhr

Présidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, lassen Sie uns punktlich mit unserer heutigen
Sitzung beginnen. Der eine oder andere hat ja
noch einen Anschlusstermin. Die Sitzung ist eroff-
net.

Vor dem Einstieg in die Tagesordnung méchte ich
gern unserem heutigen Geburtstagskind gratulie-
ren. Ist er da? — Ja, er ist da. Lieber Herr Westen-
berger, im Namen des ganzen Hauses die aller-
herzlichsten Glickwinsche zum Geburtstag, alles,
alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Dann setzen wir die

Aktuelle Stunde

von gestern fort.

Ich rufe das dritte Thema auf, das wir gestern we-
gen Zeitablaufs nicht mehr behandeln konnten. Es
wurde von der AfD-Fraktion angemeldet und lautet

Zuwanderung aus Maghrebstaaten end-
lich stoppen — Rot-griiner Senat muss
Freitag im Bundesrat der Einstufung als
sichere Herkunftsstaaten zustimmen

Wer wiinscht das Wort? — Herr Nockemann, bitte.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Bundesrat
entscheidet morgen Uber die Einstufung von Alge-
rien, Marokko und Tunesien als sogenannte siche-
re Drittstaaten. Nach Auffassung aller seriésen In-
nenpolitiker ist diese Einstufung dringend erforder-
lich, um die Asylverfahren fur Fllichtlinge aus die-
sen Staaten nachhaltig zu beschleunigen.

(Beifall bei der AfD)

AuBerdem wirkt diese Einstufung abschreckend.
Mit ihr werden unmissverstandliche Signale gesen-
det, dass es sich nicht lohnt, nach Deutschland zu
kommen, wenn man Algerier, Tunesier oder Ma-
rokkaner ist und hier ein Asylverfahren durchfiihren
mochte. Schon jetzt, wo das alles noch in der Dis-
kussion ist und nur angekindigt ist, gehen die
Flichtlingszahlen aus diesen Landern nachhaltig
zurlck. Die Zahlen werden aber garantiert wieder
ansteigen, wenn sich die GRUNEN mit ihrem fiir
Deutschland gefahrlichen, sturen Dogmatismus
durchsetzen und lIdeologie und Parteirason vor
Vernunft und vor das Wohl Deutschlands stellen.

(Beifall bei der AfD)

Die durch die Einstufung hervorgerufene Ab-
schreckung ist auch gut, denn wenn die Damen
und Herren aus diesen Staaten erst einmal hier
sind, gibt es kaum noch Abschiebungen, weil die

Bundeslander teilweise unwillig sind, Abschiebun-
gen durchzufihren, weil die Ruckibernahmeab-
kommen nichts taugen oder weil man sich vom
Amtsarzt krankschreiben lasst.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Sie Men-
schenfeind!)

Eine derartige Einschatzung, dass die Abkommen
nichts taugen, stammt auch vom nordrhein-westfa-
lischen Innenminister. In diesem Zusammenhang
erinnere ich noch einmal daran, dass es vorwie-
gend Flichtlinge aus den eben genannten Staaten
waren, die die Silvesteribergriffe auf Frauen in
Kéln, Hamburg und anderen deutschen Stadten
durchgefiihrt haben. Eines kommt noch hinzu: Ei-
ne neue Statistik des BKA zeigt, dass im ersten
Quartal 2016 bei Straftaten rund 67 000 tatver-
dachtige Auslander gezahlt worden sind, von de-
nen offenbar 17 000 aus den nordafrikanischen
Landern stammen. Mit anderen Worten, jeder vier-
te eines Verbrechens verdachtigte Auslander
stammt aus diesen Landern. Hatten wir von der
AfD das vor circa einem halben Jahr gesagt, hat-
ten Sie uns ans Kreuz lhrer Ubersteigerten Moral-
hybris genagelt. Aber die Wahrheit 1asst sich eben
nicht mehr dauerhaft unterdriicken, seitdem die
AfD in vielen Landesparlamenten mittlerweile die
drittstarkste Kraft geworden ist.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Von Burgermeister Scholz ist bekannt, dass er die
Maghrebstaaten in die Liste der sicheren Her-
kunftsstaaten aufnehmen mdchte. Die Pressestelle
des Senats hat uns gestern noch offiziell gegen
18 Uhr mitgeteilt, dass der Senat sich noch nicht
entschieden hat. Das ist eine peinliche Bruskierung
des Ersten Birgermeisters durch seinen grinen
Anbau.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Nach dem Scheitern von Olympia scheint Olaf
Scholz nichts mehr zu gelingen. Fir ihn, den ehe-
maligen Titan aus der Hamburger Lokalpolitik, be-
ginnt nun die Arbeit als Steuermann auf der sin-
kenden Titanic.

(Beifall bei Detlef Ehlebracht AfD)

Bemerkenswert ist allerdings auch, dass sich die
Hamburger Medien kaum mit diesem Thema be-
fassen.

(Zuruf)

— Nein, ein Schelm, wer Boses dabei denkt. Hier
kommt es wieder zum Tragen, dass Politik und
Medien miteinander verbandelt sind.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie gehoren gar
nicht zur Politik, Sie stehen in der Ecke!)
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(Dirk Nockemann)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
weil}, dass es Ihnen nicht gefallt, ich sage es trotz-
dem: Vor dem Hintergrund, dass seit dem Herbst
letzten Jahres 1,2 Millionen Flichtlinge nach
Deutschland gekommen sind, vor dem Hinter-
grund, dass viele Asylverfahren noch nicht abge-
schlossen sind, dass Antrage in Grokenordnungen
von 100 000 noch nicht gestellt worden sind, ist es
dringend nétig, dass Deutschland ein Zeichen
setzt, um den weiteren Zugang nach Deutschland
einzuschranken und die Antrdge derjenigen, die
sich im Verfahren befinden, zu beschleunigen. Ein
Mittel daflr ist, die eben genannten Maghrebstaa-
ten als sichere Herkunftsstaaten zu qualifizieren.
Die Anerkennungsquote bei diesen Staaten liegt
bei circa 1 Prozent. Dort gibt es keine strukturelle
Verfolgung mehr. Die Einstufung ist auch nur eine
Anscheinsvermutung, die jederzeit im Gerichtsver-
fahren widerlegt werden kann. Auflerdem schaffen
wir so mehr Raum fir die wirklich Verfolgten.

Als wir im letzten Jahr darauf hinwiesen, dass zwi-
schen politisch Verfolgten und Wirtschaftsfllichtlin-
gen zu unterscheiden ist, wurden wir als rassis-
tisch bezeichnet. Heute sind Sie den Weg mitge-
gangen und differenzieren und stufen die Ma-
ghrebstaaten als sichere Herkunftsstaaten ein; zu-
mindest will das die SPD. Ich freue mich auf die
Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern, wenn die
GRUNEN hier nicht zustimmen, dann werden Sie
dort die 5-Prozent-Grenze von unten sehen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Friederichs von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Martina Friederichs SPD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Das war ja
wieder einmal ein klarer Auftritt der AfD. Einmal
wieder ist die AfD voll in ihrem Element. In |hrer
Anmeldung zeigen Sie meines Erachtens, meine
Damen und Herren am rechten Rand, wie wenig
Sie von unserer Verfassung halten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber was konnen wir von einer Partei erwarten,
deren Spitzenvertreter von Schiissen an den Gren-
zen reden und unsere Nationalspieler zu angeblich
unerwiinschten Personen in der Nachbarschaft er-
klaren?

(Dr. Jorn Kruse AfD: Haben Sie den Artikel
gelesen? Offenbar nicht! — Dr. Bernd Bau-
mann AfD: Sie haben ihn nicht verstanden!)

Nichts haben wir davon zu erwarten.

Zur Vorbereitung auf die heutige Debatte habe ich
einen Blick auf die Homepage der Bundes-AfD ge-
worfen.

(Detlef Ehlebracht AfD: Sie hatten einmal
einen Antrag stellen sollen!)

— Sie kdnnen sich gleich noch einmal zu Wort mel-
den.

Dort findet man ein Thesenpapier zum Thema
Asyl, das sehr genau zeigt, wie die AfD zum
Grundgesetz steht. In diesem Thesenpapier finden
sich unter der Uberschrift "Keine Asylantrage mehr
in Deutschland" die folgenden Satze:

"Das Recht, in Deutschland Asyl zu beantra-
gen, ist aufzuheben. [...] Asylgesuche an
unseren Grenzen werden abgewiesen und
eine Einreise abgelehnt."

Zum Thema sichere Herkunftsstaaten kann man
dort lesen, dass alternativ dazu Menschen bei ei-
ner Anerkennungsquote von unter 2 Prozent ihren
Anspruch auf politisches Asyl nicht mehr geltend
machen kdénnen.

(Dirk Nockemann AfD: In Deutschland!)
Wenn ich so etwas lese, wird mir ganz anders.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN, ver-
einzelt bei der CDU und der LINKEN und bei
Dora Heyenn fraktionslos)

Welches Gedankengut steckt hinter diesen Aussa-
gen? Das Recht auf Asyl ist seit 1949 in unserem
Grundrecht fest verankert und nicht verhandelbar,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN, ver-
einzelte bei der CDU und der LINKEN und
bei Dora Heyenn fraktionslos)

und zwar nicht nur aufgrund unserer historischen
Verantwortung, sondern auch aufgrund der huma-
nitdren Verpflichtung unseres demokratischen
Rechts- und Sozialstaats. Jeder Mensch, der in
Deutschland um Asyl bittet, hat ein Recht auf Pri-
fung und er bekommt Asyl, wenn sein Antrag be-
grundet ist. So steht es in unserer Verfassung und
so ist es auch in der EU-Charta festgeschrieben.
Das ist fest verankert und &ndert sich zum Gllck
auch nicht durch eine Einstufung eines Staats als
sicheren Herkunftsstaat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Was sich fiir Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten andern wirde, ist das beschleunigte Ver-
fahren. Gleichwohl, darauf muss man deutlich hin-
weisen, ist auch dann eine individuelle Prifung je-
den Gesuchs der Asylbegehrenden vorzunehmen.

(Dirk Nockemann AfD: Na, dann kénnen Sie
doch zustimmen!)

Wer als Betroffener glaubhaft machen kann, dass
ihm im Heimatstaat Menschenrechtsverletzungen
drohen, dem wird Schutz anerkannt und er be-
kommt in Deutschland Asyl; und das ist auch gut
sO.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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(Martina Friederichs)

Im ersten Quartal des Jahres 2016 gab es nach
Auskunft des BAMF 3 556 Asylentscheidungen zu
Antragstellern aus den sogenannten Maghrebstaa-
ten. 25 davon wurden positiv beschieden. Das ist
eine Quote von nur 0,7 Prozent; eine geringe Zahl,
hinter der aber 25 Einzelschicksale stehen. Men-
schen mit ahnlichen Schicksalen werden kinftig
auch nach einer Einstufung der Maghrebstaaten
als sichere Herkunftsstaaten weiterhin Asyl bekom-
men; das ist ein sehr wichtiger Punkt. Daflir wird
Sorge getragen und da nlitzen zum Glick auch die
populistischen Parolen der AfD nichts.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich glaube, niemand macht sich die Entscheidung
zur Bestimmung sicherer Herkunftslander im Sinne
des Asylgesetzes leicht. Naturgemall kann es im
Politikgeschaft am Ende des Tages auch dazu
kommen, dass Koalitionspartner unterschiedliche
Einschatzungen haben. Viel wichtiger ist es fir
mich, dass wir in Hamburg gemeinsam mit unse-
rem grunen Koalitionspartner bei der Bewaltigung
der Flichtlingskrise und bei der Integration der zu
uns kommenden Menschen an einem Strang zie-
hen

(Dennis Thering CDU: Das kriegen Sie auch
nicht hin!)

und eine gute Ldsung fir alle Menschen finden
und gute Politik machen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dirk Nockemann AfD: Wofur stehen Sie?)

Auf Bundesebene bringen wir die Einfihrung des
Integrationsgesetzes malgeblich auf den Weg.
Schlussendlich brauchen wir dringend gebiindelte
Regelungen fur den gesteuerten Zuzug von Frau-
en und Mannern in unser Land, die unser Land
voranbringen wollen und hier ihre Zukunft sehen.
In Anbetracht der demografischen Entwicklung in
Deutschland sollten und kénnen wir darauf nicht
verzichten.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Kurzum, wir brauchen neben der Saule des grund-
gesetzlich garantierten Asylrechts dringend ein
umfassendes Einwanderungsgesetz. Dafir ma-
chen wir uns stark. Das ist der richtige Ansatz flur
ein Gesamtkonzept der Zuwanderung nach
Deutschland. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll von der
CDU-Fraktion bekommt das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Eines habe ich jetzt nicht heraus-
gehdrt, ndmlich wie Hamburg am Freitag abstim-

men wird. Aber da Sie das wahrscheinlich auch
nicht wissen, haben Sie uns nichts Neues erzahlt.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der AfD)

Wie gesagt, morgen entscheidet der Bundesrat
darlber, ob die drei nordafrikanischen Staaten Al-
gerien, Marokko, Tunesien als sichere Herkunfts-
I&nder eingestuft werden. Dies wirde die Abschie-
bung abgelehnter Asylbewerber auch aus diesen
Landern erheblich erleichtern. Es wird ausdrucklich
nicht ausgeschlossen, dass auch weiterhin tat-
sachlich Verfolgte im Einzelfall politisches Asyl in
Deutschland erhalten kdnnen. Daher ist es bedau-
erlich, dass die Bundeslander, in denen die GRU-
NEN mitregieren, nach allem, was man so hoért und
liest, am kommenden Freitag im Bundesrat ihre
Zustimmung zur Ausweisung alternativlos verwei-
gern werden. Dies ist keine verantwortungsvolle
Politik, sondern dient einzig dem Streicheln der
griinen Parteiseele.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der AfD)

Es ist fur mich zwar nachvollziehbar und auch vol-
lig richtig, dass der Blrgermeister sich frihzeitig
fur diese Mallnahme ausgesprochen hat — das ist
Ihnen vielleicht entgangen —, aber dass sich jetzt
absehbar auch Hamburg am Freitag im Bundesrat
enthalten wird, zeigt, dass er seine grof3en bun-
despolitischen Ankindigungen, die er immer
macht, mit diesem selbst auserwahlten Koalitions-
partner nicht einlésen kann. Die rot-griine Koalition
hat unseren dahin gehenden Antrag am 31. Marz
dieses Jahres bedauerlicherweise abgelehnt. Dass
es anders geht, zeigt das entschlossene Handeln
der verniinftigen GroRRen Koalition in Berlin.

(Beifall bei der CDU)

Die Einstufung als sicherer Herkunftsstaat ist aus-
driicklich keine Symbolpolitik, wie uns die GRU-
NEN immer wieder abfallig zuschreiben wollen,
sondern sie wirkt sich beschleunigend auf die Asyl-
verfahren aus. Zudem sind bei Asylantragen, die
offensichtlich als unbegriindet abgelehnt werden,
die Anfechtungsfristen verkilrzt, was zusatzlich die
Klageverfahren bei den Verwaltungsgerichten
deutlich beschleunigt.

(Beifall bei der CDU und bei Andrea Oel-
schlager AfD)

Wenn die Prasidentin klingelt ...
(Glocke)
Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Ich klin-

gele. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Dressel?

André Trepoll CDU: Ja, selbstverstandlich.
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Prasidentin Carola Veit: Dann los.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:*
Lieber Kollege Trepoll, die CDU ist zwar nicht an
vielen Landesregierungen beteiligt, aber doch an
einigen, auch zusammen mit den GRUNEN. Kén-
nen Sie uns vielleicht, wenn Sie das Thema hier
beleuchten, auch sagen, wie dann das Abstim-
mungsverhalten der schwarz-grinen oder grun-
schwarzen Koalitionen sein wird?

André Trepoll CDU (fortfahrend): Wenn Sie sich
ein bisschen gedulden, werde ich das beantwor-
ten, Herr Dr. Dressel.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Ich méchte lhnen ein aktuelles Beispiel nennen.
Wir haben die Westbalkanstaaten vor nicht allzu
langer Zeit als sichere Herkunftsstaaten eingestuft.
Die Ergebnisse, die Sie in Hamburg oft genug be-
tont haben, haben gezeigt, dass das keine Sym-
bolpolitik ist, sondern dass wir einen enormen
Ruckgang der Zugangszahlen aus den Westbal-
kanstaaten, insbesondere auch in Hamburg, zu
verzeichnen haben. Deshalb kann man, glaube
ich, das Verfahren analog auf die nordafrikani-
schen Staaten Ubertragen. Richtig ist, dass Ham-
burg als Stadtstaat davon nicht sonderlich betrof-
fen ist. Es ist keine Neuigkeit, dass wir einen
groRen Zuzug zum Beispiel aus Afghanistan ha-
ben. NRW hat groen Zuzug aus dem Bereich
Nordafrika. Aber wir sind in einem féderalen Sys-
tem und missen solidarisch mit anderen Landern
sein.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Im vergangenen Jahr hatten wir etwa 26 000 Asyl-
bewerber aus diesen Staaten und interessanter-
weise lag die Anerkennungsquote fiir Tunesien bei
0,0 Prozent, fur Algerien lag sie bei unter 1 Pro-
zent und fur Marokko im ersten Quartal dieses
Jahres bei 1,2 Prozent. Das heil’t, Asylantrage aus
diesen Staaten haben in der Regel keinen Erfolg.
Deshalb halte ich es fir richtig, klar zu betonen,
dass das Asylrecht kein Einwanderungsrecht ist,
sondern dem Schutz vor politischer Verfolgung
dient.

(Beifall bei der CDU und bei der AfD)

Damit die Akzeptanz der Bevdlkerung nicht weiter-
hin schwindet, missen abgelehnte Asylbewerber,
bei denen kein Duldungsgrund vorliegt, schnell zu-
rickgefuhrt werden. Auch diesbezlglich erwarte
ich vom rot-griinen Senat endlich deutlichere Kraft-
anstrengungen. Deshalb sage ich ausdricklich:
Wer fiir das Recht auf Asyl ist, der muss auch fiir
Abschiebung sein, weil wir sonst die gesellschaftli-
che Akzeptanz und auch die Leistungsfahigkeit
nicht erhalten, die wir brauchen, um Menschen zu

helfen, die berechtigt Schutz vor Verfolgung bei
uns suchen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Deshalb ist jetzt nicht Zeit flr kleine parteipolitische
Spielchen, sondern jetzt missen die verantwor-
tungsvollen demokratischen Krafte zusammenste-
hen und die notwendigen Entscheidungen treffen.
Das sage ich ausdrucklich, weil alles andere die
Falschen starkt. — Herzlichen Dank. Auf |hre Fra-
ge, Herr Dressel, komme ich in der zweiten Runde
zuruck.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carolg Veit: Das Wort bekommt Frau
Moller von der GRUNEN Fraktion.

Antje Moller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Trepoll, ich bin mehr als irri-
tiert darlber, dass Sie die Anmeldung der AfD
zwar als Steigbugel fiir Ihre eigene Rede nehmen,
aber sich nicht mit einem Halbsatz auf die men-
schenverachtenden AuBerungen des Herrn Nocke-
mann eingelassen haben.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei Nebahat Gugcli fraktionslos)

Sie haben nicht mit einem einzigen Hinweis darauf
reagiert, dass es sehr wohl auch in der CDU, sogar
bis in die CSU hinein, eine differenzierte Debatte
Uber Einschrankungen des Asylrechts gibt, dass es
eine differenzierte Debatte darlUber gibt, ob man
das, was europaisch und sogar international seit
Langem Konsens ist, angreift,

(Dennis Thering CDU: Aber nicht in Ham-
burg!)

um die Mdglichkeiten der Menschen, die sich auf
den Weg machen, in Europa Asyl zu beantragen,
zu verringern oder nicht. Diese Debatte wird selbst
bei Ihnen in der CDU durchaus differenziert und
sorgfaltig gefuhrt; hier von Ihnen leider nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD und der LINKEN)

Ich frage mich, Herr Nockemann, was die bundes-
weite Auseinandersetzung der AfD, Frau Friede-
richs hat das sehr deutlich gemacht, in Wahrheit
bedeutet.

(Dirk Nockemann AfD: Sie wollen wohl doch
noch, dass wir den Altestenrat einberufen!

Sie haben eben gesagt, Sie von der AfD seien die
einzigen, die die Wahrheit sagen. Das wiederhole
ich, weil Sie es hier gesagt haben. Ich lasse es so
stehen, weil ich glaube, dass wir die Wahrheit, die
Sie als Wahrheit ansehen, alle vernommen haben.

Die Frage, um die seit Monaten gestritten wird und
die uns durch verschiedene Veranderungen im
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bundesdeutschen Asylrecht, durch verschiedene
Neuregelungen auf europaischer Ebene weiterhin
bewegen wird, ist die, was man aus Grunden der
innerparteilichen Systematik, aus Grinden der Ko-
alitionen auf Bundesebene und in Bezug auf das
allgemein beschlossene Asylrecht tun darf. Diese
Debatte muss man differenziert fiihren. Zu diesem
Thema kann man nicht einfach eine Meinung ha-
ben, sondern muss sich mit den Auswirkungen
auseinandersetzen. Genau das passiert auf Bun-
desebene, genau das passiert in der hamburgi-
schen Koalition ebenso wie in allen anderen Bun-
desléandern, wo es Koalitionen gibt, und das ist
richtig.

(Beifall bei den GRUNEN — Dennis Thering
CDU: Kein Applaus von den Sozis!)

Dabei ist entscheidend, dass innerhalb der Koali-
tionen eine Meinungsbildung stattfindet, und nicht,
dass die Senatspressestelle jedem, der anfragt,
diese Meinung mitteilt. Deswegen haben wir kein
Problem damit, auch bis morgen friih oder bis mor-
gen Mittag, wann immer das Thema auf der Ta-
gesordnung steht, zu warten. Das wird lhnen auch
nicht anders ergehen; Sie werden warten mussen.

Der Grund, warum es gerade bei diesen drei Her-
kunftslandern eine noch differenziertere Diskussion
geben muss als bei dem ersten Paket der jetzt si-
cheren Herkunftsstaaten, liegt schlicht und einfach
in den Vorgaben, die es zur Definition von sicheren
Herkunftsstaaten international gibt. Das ist in die-
sem Fall besonders schwierig. Das fallt im Ubrigen
nicht nur den GRUNEN und der SPD besonders
schwer, wenn ich das einmal so sagen darf, weil
es genigend Leute gibt, die sich dazu duRern. Die
Caritas, die Diakonie, alle sind dabei,

(André Trepoll CDU: Der Bilirgermeister hat
sich doch klar gedufert!)

sich eine Meinung zu bilden. Das sollten auch Sie,
Herr Trepoll, tun. Auch Sie sollten sich differenziert
damit auseinandersetzen und nicht mit diesem "die
GRUNEN wollen wieder ..."

(Zuruf André Trepoll CDU)

— Nein, das machen Sie nicht. Sie nutzen im Mo-
ment jeden Punkt, um mithilfe der AfD ein etwas
grolReres Thema zu setzen. Sie selbst hatten es
doch hier anmelden kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Zusammenfassend lasst sich schlicht und einfach
sagen, dass ich sehr froh dariber bin, dass wir in
den Landern, in denen es Regierungskoalitionen
gibt, eine derart differenzierte Diskussion Uber eine
schwierige Entscheidung fihren,

(Dennis Gladiator CDU: Welche Ergebnisse
haben Sie denn?)

die sehr viele Auswirkungen auf die Menschen, die
hier sind, haben wird und auf die Menschen, die

noch kommen werden und vor allem auf das
Grundrecht auf Asyl.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Schneider von der
Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Auf die menschen-
verachtende und menschenrechtsfeindliche Rede
der AfD gehe ich nicht ein. Ich finde, diese Rede
war eine Schande fir dieses Parlament.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD)

Die LINKE fordert den Senat auf, im Bundesrat mit
Nein zu stimmen oder sich wenigstens zu enthal-
ten. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist
namlich mehr als problematisch. Ich méchte die fir
uns wichtigsten Griinde zusammenfassen. Erstens
missachtet der Gesetzentwurf Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts. — Ich finde, Sie sollten
schon zuhoéren, was das Bundesverfassungsge-
richt zu dem Thema gesagt hat. — Das Gericht hat
in seinem Urteil vom 14. Mai 1996 zur Regelung si-
cherer Herkunftslander festgestellt, dass dem Ge-
setzgeber mit dieser Regelung — ich zitiere — ein
Ausschnitt aus der Artikel 16a Absatz 1 Grundge-
setz geforderten umfassenden Prifung Ubertragen
wird. Wértlich heil’t es in diesem Urteil:

"Schafft der Gesetzgeber fiir eine solche Be-
handlung von Asylantragen die Grundlage,
so muss diese so beschaffen sein, dass sich
die Zurickweisung von Asylantragen als of-
fensichtlich unbegriindet einschlieBlich des
Verlustes des vorldufigen Bleiberechts mit
guten Grinden auf sie stitzen kann. Das
bedingt ein bestimmtes Mal} an Sorgfalt bei
der Erhebung und Aufbereitung von Tatsa-
chen[...]."

Ich weil3, dass Sie das vielleicht nicht interessiert,
aber dann seien Sie doch wenigstens leise.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Da
muss ich Frau Schneider recht geben. Meine Da-
men und Herren, bitte schenken Sie der Rednerin
etwas mehr Gehor.

Christiane Schneider DIE LINKE (fortfahrend):
Dieses bestimmte Maf} an Sorgfalt ist unseres Er-
achtens beim Gesetz zur Einstufung von Algerien,
Marokko und Tunesien als sichere Herkunftslander
nicht anndhernd gegeben. Ich nenne nur einige
unbestreitbare Tatsachen: In Tunesien wurden laut
Amnesty International im Dezember 2015 sechs
Manner aufgrund ihrer Homosexualitat zu drei Jah-
ren Haft und funf Jahren anschlielender Verban-
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nung aus ihrer Heimatstadt verurteilt. Um ihre Ho-
mosexualitat zu beweisen, ich mag es gar nicht sa-
gen, wurden sie zu einer Analuntersuchung ge-
zwungen. In allen drei Landern werden Schwule
und Lesben strafrechtlich verfolgt und unterdrickt.

Weiter: Einschrankung der Pressefreiheit und Ver-
folgung kritischer Journalisten in allen drei Lan-
dern. Nach dem Zeugnis der UN-Arbeitsgruppe zu
willkdrlicher Haft, grausame, unmenschliche und
entwirdigende Behandlung von Gefangenen in
Marokko. Folter und Misshandlung zur Erzwingung
von Gestandnissen von Gefangenen und Repres-
salien gegen ihre Angehdrigen in Tunesien. Bedro-
hung von NGOs, unabhangigen Gewerkschaften,
Anwalten und so weiter in Algerien. In Algerien als
illegal bezeichnete politische Betatigung zieht Ver-
folgung nach sich. Beleidigung von staatlichen In-
stitutionen und des Propheten ist hier strafbewehrt.
Die Religionsfreiheit ist nur bedingt gegeben.

(Zuruf von Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Vor dem Hintergrund dieser schweren Menschen-
rechtsverletzungen ist Uberdeutlich, dass sich in
den angeblich sicheren Herkunftslandern existenzi-
elle Bedrohungssituationen ergeben kénnen, die
den Schweregrad der flichtlingsrechtlichen Verfol-
gung erreichen. So heildt es in einer Stellungnah-
me des Deutschen Instituts fir Menschenrechte.

Ich will zweitens auf einen weiteren Gesichtspunkt
zu sprechen kommen. Die Bestimmungen der
Genfer Flichtlingskonvention und der Europa-
ischen Menschenrechtskonvention garantieren je-
dem Menschen, der Schutz vor schweren Men-
schenrechtsverletzungen sucht, das Recht auf Zu-
gang zu einem Asylverfahren. Das zur Verabschie-
dung stehende Gesetz suggeriert, dass Menschen
in Algerien, Marokko und Tunesien grundsatzlich
vor solchen Menschenrechtsverletzungen sicher
sind. Jeder Antrag auf Schutz muss individuell und
unvoreingenommen gepruft werden. Ob ein Recht
auf Schutz besteht, kann erst nach einem behérdli-
chen und gerichtlichen Verfahren, das heil3t, in ei-
nem gewissen Zeitraum, festgestellt werden. Das
ist im Fall der sicheren Herkunftslander nicht mehr
gewahrleistet.

(Dennis Gladiator CDU: Quatsch!)

So oft wurden in den vergangenen Monaten unse-
re Werte in den Mund genommen. Zu unseren
Werten sollten die Achtung und Einhaltung interna-
tionalen, européaischen Rechts gehdren, sollten die
allgemeinen Grundsatze eines Rechtsstaates an-
erkannt und eingehalten werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei René Gogge
GRUNE und Nebahat Guiclu fraktionslos)

All das ware, wenn das Gesetz beschlossen wird,
ausgehebelt, die Rede von unseren Werten zur
Phrase verkommen. Konkret kommt es auf die
GRUNEN an, hier in Hamburg und in anderen

Bundeslandern, in denen Sie mitregieren. Es gibt
zurzeit sehr viel Geraune uber mdgliche Deals. Wir
fordern insbesondere die GRUNEN auf, sich auf
keinen Kuhhandel zulasten der Rechte von schutz-
suchenden Menschen einzulassen und wenigstens
eine Enthaltung durchzusetzen,

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gucli fraktionslos)

nicht nur in Hamburg, sondern in allen Bundeslan-
dern, in denen sie mitregieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gucli fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Ich unterbreche die Sit-
zung und berufe auf Wunsch der AfD-Fraktion den
Altestenrat ein.

Unterbrechung: 15.28 Uhr
Wiederbeginn: 15.53 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wir haben uns im Altestenrat tiber die laufen-
de Debatte in der Aktuellen Stunde, die Wort-
wahl und unseren Ton und Umgang untereinander
ausgetauscht und setzen jetzt die Aktuelle Stunde
fort.

Das Wort hatte Herr Jarchow von der FDP-Frakti-
on und er nimmt es auch. Bitte. — Verzeihung, Herr
Jarchow: Eine Viertelstunde verbleibt uns noch fiir
die Aktuelle Stunde.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich freue mich, dass es
weitergeht.

(Gerhard Lein SPD: Wir alle!)

Vor dem Hintergrund, dass wir alle heute irgend-
wann nach Hause moéchten, werde ich mich bemu-
hen, keine weiteren Altestenratssitzungen zu pro-
vozieren.

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. An-
dreas Dressel SPD: Sehr gut!)

Die Themenanmeldung zu dieser Aktuellen Stunde
ist einmal mehr bemerkenswert, nicht weil sie von
der AfD kommt, sondern weil wir gleichzeitig zu
diesem Thema auch einen Antrag der LINKEN auf
der Tagesordnung haben. Daraus ergibt sich aus
meiner Sicht die Aktualitat dieses Themas.

Ich muss sagen, liebe Frau Mdller, ich fand es
nicht in Ordnung, dass Sie uns allen, auch Herrn
Trepoll, unterstellen, dass wir uns mit diesem The-
ma nicht differenziert auseinandergesetzt hatten.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD)

Ich finde, das sollten wir uns grundsatzlich nicht
gegenseitig unterstellen. Wir setzen uns differen-
ziert damit auseinander, was nicht bedeutet, dass
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wir alle immer zum selben Schluss kommen. Das
sollte aber doch fiir uns alle akzeptabel sein.

Wir Freien Demokraten haben an vielen Stellen
seit Monaten schon gefordert, dass wir dringend
eine Beschleunigung der Asylverfahren brauchen.
Genau darum geht es bei der Einstufung der Ma-
ghreb-Staaten als sichere Herkunftslander, tber
die der Bundesrat am morgigen Freitag zu ent-
scheiden hat. Tatsache ist, wie zum Teil schon er-
wahnt wurde, dass die allermeisten Antragsteller
aus diesen Landern weder grundrechtliches Asyl
noch den Status als Flichtling oder subsidiaren
Schutz erhalten. Das belegen die Entscheidungen
des Bundesamts fiir Migration und Fllchtlinge.
Wahrend die Gesamtschutzquote fiir Menschen
aus diesen Landern 2015 noch bei 2,1 Prozent lag,
liegt sie im 1. Quartal dieses Jahres nur noch bei
0,7 Prozent. Diese Wenigen, die hier Schutz su-
chen, weil sie politisch verfolgt werden oder auch
oder gerade wegen ihrer sexuellen Identitat diskri-
miniert werden, haben in Zukunft die Chance,
einen Schutzstatus zu bekommen, und zwar in ei-
nem rechtsstaatlichen Verfahren. Die Einstufung
als sichere Herkunftslander andert daran Uber-
haupt nichts.

Dennoch verbleiben Uber 99 Prozent der Antrag-
steller aus diesen Staaten, die kein Recht auf Asyl
haben. Mit der Aufnahme der Maghreb-Lander in
die Liste der sicheren Herkunftslander wird des-
halb der Zeitaufwand gestrafft, der mit der Prifung
dieser Antrage verbunden ist, und zwar an die tat-
sachlichen Erfolgsaussichten dieser Antrédge ange-
passt. Bisher dauert das Asylverfahren eines Ma-
rokkaners im Schnitt etwa zehn Monate. Zukinftig
wird das erheblich schneller gehen; das zeigt die
Erfahrung mit den Landern des Westbalkans. Dass
das jetzt auch fir die Maghreb-Staaten Sinn
macht, zeigen die Prognosen der Bundesregie-
rung, die von einem erheblichen Anstieg von Asyl-
antragstellungen von Staatsangehdrigen dieser
drei Staaten ausgeht. Uber 24 000 Schutzsuchen-
de aus diesen Landern wurden allein 2015 regis-
triert, aber nur 4 900 Antrage wurden gestellt.

Man mag jetzt einwenden, dass das Ganze nur
Sinn macht, wenn das Bundesamt fir Migration
und Fluchtlinge gentgend Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter hat, um schnelle Verfahren durchfiihren
zu koénnen. Das ist leider vollig richtig: Das Amt
muss endlich personell besser ausgestattet wer-
den; darin sind wir uns, glaube ich, alle einig. Es
ware aber doch absurd, nur deshalb auf Verfah-
rensvereinfachungen zu verzichten, weil deren Ef-
fekt bei mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
noch grofler sein wirde. In der Flichtlingspolitik
fahren Bundes- und auch Landesregierung seit
dem letzten Jahr immer nur im Nebel oder allen-
falls auf Sicht. Es wird Zeit, dass sich dies andert.

Es ist aus unserer Sicht auch vélliger Unsinn zu
sagen, man verschlieRe sich dem, weil man mit

solchen MaRnahmen dem Druck von Rechtpopu-
listinnen und Rechtspopulisten nachgebe. Was wa-
re das denn fiir ein Signal? Wir werden die Fliicht-
lingskrise nicht durch moralische Selbstiberhd-
hung 16sen kdnnen und sollten deshalb nicht im-
mer denselben Fehler machen und auf MalRnah-
men verzichten, die bei der Bewaltigung der Krise
helfen kénnten.

Niemand kann seridés behaupten, dass die Einstu-
fung dieser Lander zur Lésung der Flichtlingspro-
blematik fuhrt. Wir Freien Demokraten haben des-
halb bereits ein ganzes Paket von Mafinahmen
vorgeschlagen, beispielsweise summarische Aner-
kennungsverfahren zur Entlastung des BAMF.

Die Einstufung der Maghreb-Lander als sichere
Herkunftsstaaten ware endlich ein weiterer Schritt
in die richtige Richtung. Wir fordern daher den Se-
nat auf, der Einstufung im Bundesrat zuzustimmen
und nicht nur darauf zu hoffen, dass genug andere
Lander zustimmen werden. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Jorn Kruse AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Wolf von der
AfD-Fraktion bekommt das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Prasidi-
um, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich weise zu-
nachst in aller Entschiedenheit zuriick, dass so-
wohl Frau Méller von den GRUNEN als auch Frau
Schneider von der LINKEN die Rede meines Kolle-
gen Nockemann als menschenverachtend be-
zeichnet haben.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Das entspricht unseres Erachtens nicht dem parla-
mentarischen Sprachgebrauch. Insbesondere ge-
hort es sich nicht, eine sachliche Rede, mit der das
Gesetzesvorhaben der Groften Koalition von
Schwarz-Rot in Berlin verteidigt wird, mit diesem
Wort, das unter die Gurtellinie zielt, als menschen-
verachtend zu bezeichnen.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens war die Behauptung der Rednerin der
SPD unrichtig, die AfD-Fraktion wolle das Asyl-
recht abschaffen. Das ist nicht der Fall und steht
auch nicht in unserem Grundsatzprogramm. Rich-
tig ist vielmehr, dass die AfD darauf dringt, dass
das Asylrecht angepasst wird, um der geanderten
Lage der heutigen Masseneinwanderung gerecht
zu werden — nicht anders, als Anfang der Neunzi-
gerjahre das Asylrecht durch den groRen Kompro-
miss und die Anderung des Grundgesetzes in Arti-
kel 16a geandert wurde, als damals die Zahlen der
Asylsuchenden auf mehrere Hunderttausend an-
stiegen. Mit der Anderung und dem groRen Kon-
sens hat man es dann in den Griff gekriegt.
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Dritter Punkt: Zur Schutzquote hat Herr Trepoll
Richtiges gesagt. Erganzend dazu: Die GRUNEN
scheinen sich dagegen zu sperren, weil ihnen die
Armutsimmigration wohl als Menschenrecht er-
scheint. Damit kdnnen sie sich nicht abfinden, weil
in ihrem Weltbild die Armutsimmigration aus Afrika
oder Vorderasien als Menschenrecht erscheint.
Wer es mit dubiosen Schleuserbanden iber das
Meer zu uns geschafft hat, soll augenscheinlich in
jedem Fall auch bleiben und soziale Dienstleistun-
gen einfordern kénnen.

Die Prifung individueller Gefahrdungen Einzelner
in Deutschland ist meist sowieso im Verwaltungs-
rechtsweg nicht ohne Weiteres moglich und dient
nur dazu, die Verfahren in die Lange zu ziehen, all-
zu oft jedenfalls, oder wenigstens den Rechtstitel
einer Duldung zu erzeugen. Oder die Anwarter tau-
chen nach dem Verfahren in die lllegalitat ab, zu-
mal ihre Herkunftsldnder die Repatrilerung meist
verhindern, sodass selbst die Kriminalitat vieler im
Polizeijargon sogenannter Nafris ein deutsches
Problem ist. lllegale Zuwanderung wird irgendwann
dann automatisch legal. Wohin das fuhrt, schildert
selbst der sozialdemokratische Innenminister Ja-
ger aus Nordrhein-Westfalen drastisch: junge In-
tensivtater, die in Disseldorf oder Koln ganze
Stadtteile molestieren, belastigen und sich tber die
Machtlosigkeit der Polizei nach jeder Freilassung
kaputtlachen. Wer diesen durch die Menschen-
rechtslage in Nordafrika rechtsfreien Raum kleinre-
det, dem sind die Menschenrechte zahlreicher
deutscher Birger wurscht.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Viertens: Was fir ein Schauspiel. Schwarz und Rot
streiten hier dariber, wie sehr sie jeweils von den
GRUNEN in den unterschiedlichen Bundeslandern
an die Kette gelegt werden, und das zum Schaden
unseres Landes. Ich halte fest: Nicht Herr Scholz,
wenn er sich in dieser Situation nicht gegen seinen
Anbau durchsetzen kann, nicht der Erste Blirger-
meister reprasentiert die Mehrheit der Hamburger,
sondern wir, die AfD. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Ksenija Bekeris SPD:
Was? In welcher Welt leben Sie denn?)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll von der
CDU-Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! So weit ist es noch nicht und so
weit wird es auch nicht kommen. Da braucht sich
keiner Sorgen zu machen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Auch wenn es schon etwas her ist, will ich es trotz-
dem noch einmal sagen: Was war das eigentlich
fur eine wirre Rede, Frau Modller? Zuerst sagen

Sie, Sie mussten sich von etwas distanzieren, was
nicht Sie, sondern Herr Nockemann gesagt haben.
Sie durften nicht zum Thema sprechen, weil es die
AfD angemeldet hat. Und dann machen Sie uns
auch noch Vorwirfe, obwohl wir die einzige Frakti-
on sind, die zu dieser Thematik einen eigenen An-
trag vor sechs Wochen eingebracht hat.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jorn Kruse
AfD)

Ich finde, so oberflachlich kénnen Sie doch nicht
mit uns diskutieren.

Jetzt bin ich dem Kollegen Dressel noch eine Ant-
wort schuldig. Die Frage fasse ich noch einmal zu-
sammen. Sie haben gesagt, in Hamburg, wo Sie
mit den GRUNEN zusammen regieren, hatten Sie
das gleiche Problem. War das so in etwa richtig? —
Okay. Ja, da haben Sie recht. Wenn Sie sich mei-
ne Rede angehdrt haben, habe ich dem Ersten
Bilrgermeister keine Vorwirfe gemacht, dass er
das nicht schafft. Ich verstehe nicht, ob dieses In-
strument, das nicht nur wir, sondern fast alle Bun-
deslander haben,

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

sinnvoll ist, dass sozusagen der Schwanz immer
mit dem Hund wedelt, dass der kleine Anbau im-
mer so wichtige Sachen entscheiden kann.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Nur weil es immer so war, muss es ja nicht immer
So sein.

(Glocke)

Vizepréasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Trepoll, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Dr. Dressel?

André Trepoll CDU: Ja, bitte.

Zwischenfrage von Dr. Andreas Dressel SPD:*
Weil wir ja auch nach den anderen Bundeslandern
gefragt hatten: Wer in Baden-Wirttemberg ist
Schwanz und wer ist Hund?

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der LINKEN)

André Trepoll CDU (fortfahrend): Das ist mir rela-
tiv egal. Ich weil3 aber, wie es in Hamburg ist. Das
Einzige, was Sie den GRUNEN erlauben, ist, die
Radfahrstreifen auf die Hauptverkehrsstral’en zu
pinseln. Aber im Bund dirfen Sie solch wichtige
Entscheidungen blockieren. Das kann doch nicht
der richtige Weg sein.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)
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Diese Verhinderungsmacht, auch von kleineren
Partnern, egal welche Farbe sie haben, in einem
System, in dem wir in der Regel sechs Fraktionen
in den Parlamenten haben, in dem wir dieses fode-
rale System haben, muss man einmal Uberdenken,
in Hamburg und in anderen Bundeslandern.

Dann noch einmal inhaltlich: Wir haben jetzt etwas
Uber die Schutzquote gehért: 1 Prozent. Frau Mol-
ler und Frau Schneider, Sie legen immer diese
1 Prozent zugrunde. Ich stelle Ihnen einmal eine
Frage: Was ist denn mit den anderen 99 Prozent?
Den Opfern von Menschenhandlern, von Schlep-
pern, die Haus und Hof verkaufen missen, um
sich die Uberreise leisten zu kénnen, und die todli-
che Gefahren eingehen, indem sie das Mittelmeer
durchqueren, sagen wir, sie hatten hier keine Blei-
beperspektive. Warum reden wir nicht tber diese
99 Prozent und nehmen Regelungen in Kauf, die
es moglicherweise verhindern, dass diese Men-
schen sich auf den Weg machen?

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP und der AfD)

Politik mit dem Herzen ist gut, Politik mit dem Ver-
stand ist besser. Deshalb miissen Sie diese Reali-
tatsferne endlich aufgeben. Man kann ja auch Uber
andere Lésungswege diskutieren. Da bin ich sehr
offen. Warum fiihren wir diese Diskussion immer
wieder? Warum einigen wir uns nicht auf ein Mo-
dell, bei dem wir sagen, wenn die Schutzquote bei
95 Prozent, meinetwegen auch bei 96 oder 97 Pro-
zent liegt, werden diese Staaten Uber einen lange-
ren Zeitraum automatisch zu sicheren Herkunfts-
staaten?

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)

Das bedeutet eben nicht, Frau Schneider, dass wir
damit das Asylrecht aushebeln, weil die Einzelfall-
prifung bei konkreter Verfolgung weiterhin zur Ver-
fugung steht und die Schutzgriinde vorgebracht
werden kénnen. Aber dann haben wir diese Dis-
kussion nicht mehr. Ich finde, das ist ein Vor-
schlag, Uber den es sich nachzudenken lohnt.

(Beifall bei der CDU)

Dann noch ein letzter Hinweis an die GRUNEN:
Herr Kretschmann in Baden-Wirttemberg ist jetzt
ofter Thema. Er hat gesagt, er bete fir die Kanzle-
rin. Das ist erst einmal zu begriflen. Aber dann
reicht es eben nicht aus, liebe GRUNE, fir die
Kanzlerin zu beten, dann muss man auch ab und
zu einmal ihre Politik aktiv unterstiitzen. Damit wur-
den Sie unserem Land einen groReren Dienst er-
weisen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP und der AfD — Farid Milller GRUNE:
Das tun wir mehr als lhre Kollegen in Baden-
Wirttemberg!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Moéller von der GRUNEN Fraktion.

Antje Mo6ller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Trepoll, als Sie mir den Vor-
wurf gemacht haben, ich sei mit Ihrer Rede ober-
flachlich umgegangen, wollte ich fast sagen, nein,
das wollte ich nicht. Aber nachdem Sie nun so platt
auf meine Rede reagiert haben, lasse ich es lieber.

(Beifall bei Martin Dolzer DIE LINKE)

Das ist doch genau der Punkt. Die politischen Ent-
scheidungen, die wir zu fallen haben, sind eben
nicht so einfach. Und sie sind auch nicht so ein-
fach, wie Sie sie skizziert haben. Es geht nur zum
einen Teil darum, wie hoch die Anerkennungsquo-
te in diesem Land flr Menschen ist, die zum Bei-
spiel aus Marokko kommen und hier Asyl beantra-
gen. Es geht aber auch darum, was wir machen,
wenn wir ein Land als sicheres Herkunftsland aner-
kennen, in dem die Polizei foltert oder in dem Ho-
mosexualitat nicht offen gelebt werden kann,

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der LINKEN)

Journalistinnen und Journalisten ihre Meinung
nicht sagen durfen. Das ist nur ein Teil der Band-
breite der Entscheidungen, die wir zu treffen ha-
ben. Ich weil3, dass das naturlich auch die CDU
diskutiert. Herr Jarchow, zur FDP habe ich gar
nichts gesagt. Ich weil3, dass dieses Thema auch
bei Ihnen diskutiert wird. Diesen Raum mussen wir
uns nehmen. Wogegen wir uns aber wehren — und
das auch durchaus platt, weil es auch ein platter
Vorwurf ist —, ist, dass wir GRUNEN die Einzigen
sind, die aus Prinzip etwas nicht mitmachen wol-
len. Das ist ndmlich falsch.

Es sind Entscheidungen, die auch flir europaweite
Entscheidungen wegweisend sein werden. Wir
wollen, dass das rechtsstaatlich sauber ist, dass es
auch in den Auswirkungen fur die Menschen, Gber
die wir reden, akzeptabel ist. Und wir wollen, dass
es politische Signale beinhaltet, die nicht in die vol-
lig falsche Richtung gehen und den Landern, tber
die wir reden, einen Freibrief ausstellen. Das darf
nicht passieren.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Dressel von der SPD-Fraktion fir
maximal zwei Minuten.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich mache es kurz. Ja, es
ist eine schwierige Entscheidung, bei der man mit
guten Grinden der einen oder der anderen Auffas-
sung sein kann.

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)
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Das haben wir sehr wohl deutlich gemacht. Im
Bundestag hat die SPD zugestimmt. Jetzt hat die
Bundesregierung dieses Vorhaben auf den Weg
gebracht. Es ist nun einmal seit Jahrzehnten in
deutschen Koalitionen so, dass es Bundesrats-
klauseln gibt — auch, glaube ich, keine Erfindung
von SPD und GRUNEN, sondern {berall — und
dass man sich der Stimme enthalt, wenn es eine
Uneinigkeit gibt. Das kann man naturlich bedauern,
aber es ist nun einmal ein Fakt, mit dem wir umge-
hen missen. Wir haben unsere Positionen und die
GRUNEN haben ihre Positionen. Das ist in Ord-
nung und das halten gute Koalitionspartner mitein-
ander aus. So weit in Ordnung.

Naturlich werden wir die Sachverhalte weiter beob-
achten und natirlich uns auch ansehen, wie sich
die Fallentwicklung weiter darstellt. Aber ich glau-
be, es ist kein Grund, eine solch politische
Schauspielerei anzufangen, wie das hier passiert
ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Guglu fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Damit ist die Ak-
tuelle Stunde beendet.

Wir kommen zum Punkt 55 unserer heutigen Ta-
gesordnung, Drucksache 21/4698, Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN: Hamburg
braucht innovative Konzepte fir frei finanzierten
und bezahlbaren Wohnungsbau: "Hamburger Effi-
zienzwohnungsbau" als wichtige Erganzung des
Mietwohnungsbaus.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburg braucht innovative Konzepte fir frei
finanzierten und bezahlbaren Wohnungsbau:
"Hamburger Effizienzwohnungsbau" als wichti-
ge Ergénzung des Mietwohnungsbaus

— Drs 21/4698 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Nicht viel reden, schreiben, prifen, sondern
einfach handeln — Den 2. Forderweg stérken!

— Drs 21/4867 (Neufassung) —]

Als Drucksache 21/4867 in der Neufassung liegt
Ihnen hierzu ein Antrag der CDU-Fraktion vor.

Auf Wunsch der Fraktionen der LINKEN und der
FDP soll die Drucksache 21/4698 an den Stadtent-
wicklungsausschuss Uberwiesen werden.

Wird das Wort gewilinscht? — Herr Kienscherf von
der SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
lieben Kolleginnen und Kollegen! Herr Trepoll,
noch einmal ein kleines Nachhaken, wenn Sie mit
Verhinderungsstrategie kommen. Sie haben jahre-
lang im Wohnungsbau eine solche Strategie betrie-
ben. Darunter leiden die Hamburgerinnen und
Hamburger noch heute.

(Beifall bei der SPD)

Seit 2011, seitdem die SPD wieder an der Regie-
rung ist,

(Glocke)

wird in Hamburg wieder aktive ...

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Kienscherf? Haben Sie diese Glocke gehort?
Der Kollege Trepoll méchte lhnen gern eine Zwi-
schenfrage stellen und ich frage Sie jetzt: M6chten
Sie diese beantworten?

Dirk Kienscherf SPD:* Na ja, gleich am Anfang?
Aber ich habe ihn ja angesprochen. Das darf er
natdrlich gern.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Okay, dann ha-
ben Sie das Wort, Herr Trepoll.

Zwischenfrage von André Trepoll CDU: Vielen
Dank. — Herr Kienscherf, sagt lhnen die Zahl
45 485 irgendetwas? Das ware meine Frage, die
ich lhnen auch gleich beantworten wirde. Sie ma-
chen ein Gesicht, als wissten Sie nicht, wortiber
ich rede. Das ist die Zahl der in der Dekade 2000
bis 2010 fertiggestellten Wohnungen. Ist Ihnen die-
se Zahl bekannt?

(Beifall bei der CDU)

Dirk Kienscherf SPD (fortfahrend):* Ich kann Ih-
nen nur sagen, dass wir innerhalb von flnf Jahren
mehr als 30 000 Wohnungen fertiggestellt haben;
das ist eine beeindruckende Leistung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ging ein bisschen nach hinten los, wie im All-
gemeinen lhre Wohnungspolitik eher ergebnislos
war.

Wie gesagt, seit 2011 wird in Hamburg wieder akti-
ve Wohnungspolitik betrieben. Ich habe die fertig-
gestellten 30 000 Wohneinheiten schon angespro-
chen. Allein im letzten Jahr, Herr Trepoll, konnten
wir Uber 8 500 Wohnungen fertigstellen. Fordermit-
tel fur Gber 10 000 Sozialwohnungen sind bereitge-
stellt worden. Wir haben den Mieterschutz ausge-
weitet. Wir haben die Kappungsgrenze eingefihrt.
Wir haben die Mietpreisbremse eingefiihrt. Das
zeigt, dass Hamburg beim Wohnungsbau und
beim Mieterschutz in der Bundesrepublik an der
Spitze liegt.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4698
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4867
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(Beifall bei der SPD)

Aber man muss natdrlich auch anerkennen, dass
die Lage des Hamburger Wohnungsmarkts nach
wie vor schwierig ist. Sie ist in vielen Stadten in
Deutschland und in vielen Wachstumsmetropolen
in Europa schwierig, weil es einen verstarkten Zu-
zug in diese Wachstumsmetropolen gibt. Wenn
man sich ansieht, wie viele Menschen aus
Deutschland und aus der EU nach Hamburg kom-
men und wie das in anderen Landern, in anderen
Stadten aussieht, dann kann man sagen, dass
Hamburg noch gut dran ist verglichen mit den an-
gestiegenen Mieten in Minchen, London oder Pa-
ris. Trotzdem dirfen wir beim sozialen Wohnungs-
bau nicht lockerlassen. Wir miissen eine Schippe
drauflegen. Die Wohnungsfrage wird die entschei-
dende soziale Frage in dieser Stadt und in ande-
ren Stadten sein. Wir mussen sie l6sen.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen ist es richtig, dass wir viele Weichen-
stellungen getroffen haben. Wir haben die Bauge-
nehmigungszahlen erhdht. Wir haben aber auch
den sozialen Wohnungsbau von 2 000 auf
3 000 Wohneinheiten deutlich erhdht. Wir haben
die Planungskapazitaten in den Bezirken durch die
Bereitstellung von 50 zusatzlichen Kraften erhoht.
All das wird dazu fiihren, dass die Wohnungsbau-
leistungen in den nachsten Jahren kraftig erhdht
werden. Diese Stadt braucht das. Und wir missen
alle dafiir sorgen, dass wir mehr Wohnungen in
dieser Stadt bauen.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehort aber auch, dass wir uns insbesondere
darum kimmern missen, bezahlbaren Wohnraum
zu schaffen. 3 000 Sozialwohnungen sind ein am-
bitioniertes Ziel. Wir alle wissen, dass wir den frei
finanzierten Wohnungsbau brauchen. Wir wissen
aber auch, dass viele Menschen sich Mieten in Ho-
he von 12, 14 oder 16 Euro pro Quadratmeter
nicht leisten kénnen. Deswegen ist unser Ziel, mit
einer sogenannten dritten Saule, namlich dem
Hamburger Effizienzwohnungsbau, dafiir zu sor-
gen, in dieser Stadt Wohnungsneubau im frei fi-
nanzierten Bereich mit Mieten zwischen 8 und
9 Euro pro Quadratmeter zu ermdglichen. Damit
schaffen wir es, endlich breite Bevolkerungsschich-
ten auch im frei finanzierten Wohnungsbau bertck-
sichtigen zu kdnnen. Das ist ein wichtiger Fort-
schritt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Das ist in der Tat ein engagiertes Vorhaben. Dazu
brauchen wir stadtische Grundsticke, weil wir
letztendlich auch die Bodenpreise haben missen,
die dies ermoglichen. Wir missen auch die Bereit-
schaft haben, effizienter zu planen. Man fragt sich
doch wirklich, warum das, was in allen Wirtschafts-
bereichen, vom Automobilbau bis zum Hotelbau,

dauernd angewandt wird — das heil3t Standardisie-
rung, Typenbildung —, im Wohnungsbau Teufels-
zeug sein soll. Nein, es kann die Lésung eines
groRen Problems sein. Es kann jedenfalls einen
wichtigen Beitrag dazu leisten. Wir wollen dieses
Potenzial heben. Ich glaube, das ist im Sinne vieler
Hamburgerinnen und Hamburger.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wenn man sich das eine oder andere Schreiben
anguckt, auern sich die Richtigen zu diesem The-
ma. Wir fragen uns in der Tat, warum jedes Haus
jedes Mal neu geplant werden muss. Jedes Mal
sind Architektenleistungen zu zahlen. Warum profi-
tieren gerade die Architekten besonders davon,
wenn das Haus besonders teuer wird?

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

Die Architektenkammer ist jetzt sehr nervods; sie
hat uns gestern einen Brief geschrieben. Herr Ha-
mann, ich kann Sie nur dazu einladen, bei der
Realisierung dieses Wohnungsbaus mitzuhelfen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Machen Sie
doch 'ne Anhérung im Anschluss!)

Helfen Sie auch mit, neue Flachen in dieser Stadt
zu finden. Wir brauchen mehr Flachen. Deswegen
geht es nicht darum, immer nur herumzumakeln,
sondern es sind neue Wege in der Wohnungspoli-
tik zu gehen, und das wollen wir mit unserem Ham-
burger Effizienzwohnungsbau.

(Beifall bei der SPD)

Diese Reflexe nach dem Motto, man koénne giinsti-
gen Wohnungsbau in Hamburg nur dann realisie-
ren, wenn es weniger Auflagen zum Klimaschutz
gebe, sind Blddsinn. Das haben viele Untersu-
chungen bewiesen. Wir kennen auch andere Stad-
te, wie Miinchen oder Berlin, in denen das funktio-
niert. Mit Klimaschutz, mit nachhaltigem, effizien-
ten Wohnungsbau kann man Wohnungsmieten in
Hohe von 8 bis 9 Euro pro Quadratmeter hinbe-
kommen. Das muss unser Ziel sein.

Deswegen sage ich: Lassen Sie uns alle gemein-
sam daran arbeiten. Das wird kein leichtes Vorha-
ben sein, aber ein Vorhaben, das dazu fuhrt, dass
breite Schichten der Bevdlkerung endlich eine
Neubauwohnung bekommen. Von daher appelliere
ich an Sie: Helfen Sie mit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Stover von der CDU-Fraktion.

Birgit Stéver CDU: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr
Kienscherf, eine engagierte Rede? lhre Fraktion
war offensichtlich nicht so Uberzeugt, jedenfalls
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nicht so enthusiastisch, wie es sonst der Fall war
beim Applaus. Ehrlich gesagt hatte ich von lhnen
etwas deutlich Konkreteres erwartet.

(Jorg Hamann CDU: Er hat doch nichts!)

Nun haben Sie im Antrag geschrieben, "Hambur-
ger Effizienzwohnungsbau", und ich habe gedacht,
wow, was fur ein Wort. Dann ist im Text auch noch
die Rede vom "kostenoptimierten Effizienzwoh-
nungsbau". Offensichtlich suchen SPD und GRU-
NE nach wie vor nach innovativen Konzepten fir
bezahlbaren Wohnungsbau. Das ist folgerichtig
und das missen wir alle gemeinsam angehen.
Aber lassen Sie mich meine Einschatzung gleich
vorwegnehmen. Der sogenannte kostenoptimierte
Wohnungsbau ist nicht das innovative Konzept,
das tragt. Das ist keine Ldsung fur Hamburg. Sie
haben lhre Hausaufgaben nicht gemacht. Sie mis-
sen weitersuchen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn das ein Teil des Blindnisses fiir das Wohnen
ist, dann muss ich dazu sagen, dass wir eh schon
das Geflhl hatten, dass das Biindnis fiir das Woh-
nen auf tdnernen FiRen steht. Damit bestatigen
Sie dieses nur noch. Das ist ein Blndnis fir das
Wohnen light, hinter dem die Player, die es not-
wendig machen, in Hamburg Wohnungsbau zu
schaffen, Uberhaupt nicht stehen. Hunderttausen-
de Wohnungen sind nicht vertreten durch das
Biindnis fir das Wohnen.

(Beifall bei der CDU)

Hilfsangebote und Unterstitzungsangebote, die
Architektenkammer gehort mit dazu, aber auch der
VNW, gibt es Uberall. Darliber sollten wir noch ein-
mal im Ausschuss reden. Ich habe eben schon be-
schlossen,

(Milan Pein SPD: Ach, das haben Sie be-
schlossen?)

dass auch wir unseren Antrag an den Ausschuss
Uberweisen wollen. Frau Prasidentin, wir beantra-
gen die Uberweisung unseres Antrages an den
Ausschuss.

Aber ich méchte auch gern etwas auf lhren Antrag
eingehen. Dem Antrag merkt man sehr deutlich an,
dass er eine Zusammenfassung, ein Potpourri von
allen MaRnahmen und Forderungen von SPD und
GRUNEN ist. Diese Forderungen und Mafinahmen
sind einfach nicht miteinander kompatibel. Das ist
kein ausgewogenes Ganzes, sondern nur eine Zu-
sammenstellung von Tatsachen.

Auf der einen Seite wollen Sie die Bauwirtschaft
zwingen, fur 8 bis 9 Euro pro Quadratmeter Woh-
nungen herzustellen. Auf der anderen Seite stei-
gern Sie die Baukosten mit Grindach und mit
Uberzogenen energetischen Standards, die noch
Uber das gesetzliche MalR hinausgehen sollen,
wirklich immens. Das ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU)

Die resultierende Wohnungsform in lhrem Antrag
beschreibt dann also eventuell so etwas wie Holz-
plattenbau mit Grindach. Ihr Birgermeister sagt
dazu Systembau. Frau Senatorin, vielleicht kbnnen
Sie in Vertretung von Herrn Scholz noch einmal er-
lautern, was Sie eigentlich unter Systembau ver-
stehen. Solchen Wohnungsbau will in Hamburg
keiner.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU — Milan
Pein SPD: So ein Quatsch!)

Ich gehe sogar so weit zu sagen, dass die Anfor-
derungen und Mafistabe an die Bauwirtschaft der-
malen Uberzogen, realitatsfern und in der Konse-
quenz eine Gefahr fir die Architektur und den
Stadtebau der Stadt sind.

(Beifall bei der CDU)

Die Diskussion dieses Antrags bei uns in der Frak-
tion hat die CDU auf den Plan gerufen. Wir haben
einfach einen Zusatzantrag erstellt. Wir haben die
fur die Bauwirtschaft schadlichen Elemente der
GRUNEN herausgestrichen und die durchaus
brauchbaren Ansatze der SPD genommen und in
einen Zusatzantrag gegossen. Meine Damen und
Herren von der SPD, Sie missten eigentlich unse-
ren Antrag zur Uberweisung auf jeden Fall als Dis-
kussionsgrundlage an den Ausschuss Uberweisen.
Sie mussten auch einmal dariber nachdenken, ob
die Forderung lhrer Kolleginnen und Kollegen in
der Koalition wirklich das Richtige fur die Woh-
nungsbauwirtschaft ist. Denn der Ansatz ist per se
richtig. In dem wichtigen Segment der Wohnungen
mit der Nettokaltmiete in Hohe von 8 bis 9 Euro
missen Anreize dafiir geschaffen werden, dass
hier vermehrt gebaut wird. Wir haben schon den
sozialen Wohnungsbau, der auch erster Forder-
weg genannt wird. Und der zweite Forderweg, den
es ja schon gibt, ist das Segment in Héhe von 8
bis 9 Euro. In diesem Segment liegen die Mieten
bei 8 bis 9 Euro pro Quadratmeter. Dieser Forder-
weg wird im Moment unzureichend genutzt. Das
heil’t, da mussen wir ran. Wir fordern in unserem
Zusatzantrag, die Anpassung aller bestehenden
Fordermalinahmen im Wohnungsbau an die aktu-
elle Baukostenentwicklung vorzunehmen. Dazu
gehoren auch Elemente, die im SPD-Antrag ent-
halten sind, ndmlich die Anpassung der Verfahren
und Vergabe stadtischer Baugrundstuicke, die An-
passung der Bauplanungsablaufe — das hat Herr
Kienscherf alles schon genannt — mit dem Ziel der
zeitlichen Verkirzung sowie die Verkirzung der
Baugenehmigungsablaufe.

Wenn der Senat es mit der Umsetzung der Bear-
beitung von mehr Bauantragen ernst meint, muss
er allerdings erst einmal mehr Personal in den ent-
sprechenden Fachamtern in den Bezirksdmtern
aufstocken,

(Dirk Kienscherf SPD: Machen wir doch!)
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so wie es die CDU seit Monaten in ihrem Antrag
fordert.

(Beifall bei der CDU)

Wir pladieren weiterhin dafir, dass das Instrument
des zweiten Forderwegs attraktiver gestaltet wird,
sodass Investoren bereit sind, vermehrt Wohnun-
gen in diesem Preissegment zu erstellen. Dazu ge-
hért auch die Frage, inwieweit die Erhéhung einer
Einkommensgrenze im zweiten Férderweg zum Er-
folg fiihren kann.

Hinsichtlich der energetischen Standards — das ha-
be ich schon ausgefiihrt — ist die CDU dafir, keine
Forderungen uber das gesetzliche Mal} hinaus an
die Bauwirtschaft zu stellen. Alles andere ist in un-
seren Augen malllos und behindert den Woh-
nungsbau unnétig. Fir eine wirksame Baukosten-
senkung ist es uns im Gegenteil wichtig, Uber die
Einrichtung einer Offnungsklausel fiir Ballungszen-
tren und Stadtstaaten nachzudenken, um die Sen-
kung energetischer Standards Ubergangsweise zu
erwirken.

Wir sind, denke ich, in guter Gesellschaft. Die Ar-
chitektenkammer hat heute prominent im "Hambur-
ger Abendblatt" kundgetan, dass sie in Sorge ist.
Auch andere Hamburger Player unterstiitzen das.
Ich wiederhole noch einmal, dass Holzplattenbau-
weise mit Grindach in Hamburg keiner will. Las-
sen Sie es nicht zu, dass der Wohnungsbau zulas-
ten von Architektur und Stadtebau geht.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Frau Stover, leider habe ich das
bestatigt bekommen, was ich nach dem Antrag
schon befirchtet hatte, dass namlich die Stadtent-
wicklungspolitik der CDU von Hilflosigkeit gekenn-
zeichnet ist. Sie wissen nicht weiter. Sie machen
keine eigenen Vorschlage, sondern hangen sich
an den Sachen auf, die bisher da sind, und ignorie-
ren dabei, dass in der Stadt sich eine Entwicklung
anbahnt, in der eine Schere entsteht zwischen den
preiswerten Wohnungen, die wir im geférderten
Wohnungsbau auf 3 000 aufstocken, und den
Wohnungsbaukosten im frei finanzierten Woh-
nungsbau mit Kaltmieten in H6he von 12, 13, 14
und noch mehr Euro pro Quadratmeter. Das nur
auf die energetischen Standards zu schieben ist
ein volliger Fehlgriff. Ich erinnere an den Woh-
nungsbautag in Berlin, wo der Chef des Bundes-
kanzleramts, Herr Altmaier, speziell darauf einge-
gangen ist. Er sagt, die energetische Frage sei ei-
ne klimapolitische Frage, die fur die Zukunft sehr
wichtig ist.

Wenn wir uns einmal vergegenwartigen, was wir in
letzter Zeit hier erlebt haben, beispielsweise Stark-

regenereignisse, Windhosen, die Dacher abge-
deckt haben, dann sind das die Folgen des Klima-
wandels. Und Sie fordern, keine Grindacher zu
machen. lhnen ist gar nicht bewusst, dass Griinda-
cher gerade in einer Stadt, in der wir zunehmend
Verdichtungen haben, bis zu 50 Prozent der Re-
genwassermengen abhalten und notwendig sind in
einer Stadt, in der zunehmend mit solchen Re-
genereignissen zu rechnen ist. Sie gehen an der
Realitat vorbei.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde, dass der Antrag, der hier eingebracht
worden ist, sehr innovativ ist,

(Jorg Hamann CDU: Was ist denn daran in-
novativ? Wenn Sie das fir neu halten, ha-
ben Sie keine Ahnung!)

indem eine dritte S&ule mit 8 bis 9 Euro Kaltmiete
pro Quadratmeter errichtet wird und die Méglich-
keiten ausgeschopft werden, die langst in anderen
Produktbereichen ergriffen werden.

Typisierung und Standardisierung sind, wie Herr
Kienscherf richtig sagte, kein Teufelszeug, sondern
ein Weg, um Planungszeiten zu verkirzen, Geneh-
migungspraxis zu beschleunigen und nicht zuletzt
auch die Realisierung. Die Logistik wird verein-
facht, Leer- und Ristzeiten und damit letztlich
auch Kostentreiber werden abgebaut.

(Jorg Hamann CDU: Erzahlen Sie mal was
Substanzielles!)

Um das etwas zu belegen — Herr Hamann, héren
Sie gut zu —, greife ich auf eine hochinteressante
Untersuchung der BSW aus dem Jahre 2013 zu-
rick. Auf Grundlage der Daten der Investitions-
und Foérderbank wurden die Baukosten untersucht.
Interessanterweise gibt es Firmen, die 2013 den
Quadratmeter fir 2 000 Euro im KfW-40-Standard
herstellen konnten. Es gab aber auch Unterneh-
men, die den KfW-70-Standard fir 3 000 und noch
mehr Euro hergestellt haben. Das heil}t, es gibt
sehr deutliche Unterschiede. Die einen kénnen es
und die anderen kénnen es nicht. Wir wollen, dass
das mehr kénnen. Es soll ein lernender Prozess
sein, der eingeleitet und fortgesetzt wird. Aber fir
Lernen haben Sie offenbar nicht viel tibrig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn Sie sich einmal die Ergebnisse der Baukos-
tenkommission des Bundes vor Augen flhren,

(Jérg Hamann CDU: Ja, Herr Lehrer!)

finden Sie im Ergebnis etwas, das zur Reduzierung
der Baukosten hervorgehoben wird. Es sind vier
Spiegelstriche. Erstens: Gestaltung des Baukor-
pers, Grundrisse. Das steht auch in unserem An-
trag. Zweitens: Konstruktion im Hinblick auf In-
dustrialisierung; das sind die Typisierung, Standar-
disierung. Drittens: Prozessqualitat im Hinblick auf
integrierte Planungsprozesse und Optimierung der
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Bauphase und Lebenszyklusbetrachtung. Wo ist
da bitte die energetische Sache als treibendes
oder einsparendes Element? Das ist einfach nicht
dabei. Es geht an lhnen selbst vorbei.

Grolstadtpolitik, liebe CDU, geht wirklich anders.
Bei lhnen herrscht Stillstand. Sie wollen weiterhin
alte Zopfe pflegen, wie wir gestern ausdriicklich
von Ihnen gehdrt haben. lhre Verkehrspolitik, Fahr-
radpolitik, Klimapolitik, Mietenpolitik ist zuriickge-
wandt. Alles ist bei lhnen stehen geblieben. Erst
gestern haben wir gehort, dass Sie 80 Jahre altes
Baurecht weiterhin aufrechterhalten wollen. Das ist
unmoglich.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Liebe CDU, jung, dynamisch und weiblich, also
das kann man nun wirklich nicht sagen und Sie
mussen sich einmal Uberlegen, ob das wirklich zu
Ihnen passt. Ich glaube, Sie sollten einmal andere
Attribute hinzuflgen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD und der CDU)

Zum Schluss mdchte ich noch einmal sagen, dass
unser Antrag innovativ ist; auf das sind Sie nicht
gekommen. Ich glaube, es ist der richtige Weg,
den wir gehen. Es ist der richtige Weg, um bezahl-
baren Wohnungsbau und Klimapolitik zusammen
und nicht getrennt und gegeneinander zu denken.
— Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Wer den Antrag liest, wird denken,
wie schon, endlich kann glinstig gebaut werden —
ein Ziel, an dem schon lange gearbeitet wird und
das bisher nicht erreicht wurde. Wenn Sie den An-
trag ein bisschen genauer lesen, merken Sie aber,
dass eines der Hauptziele in der Wohnungspolitik,
das ab und zu auch von Rot-Griin beschworen
wird, komplett fehlt. Was wir in Hamburg brauchen,
ist die langfristige Sicherung gtinstiger Mieten und
darauf sind Sie Uberhaupt nicht eingegangen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich wundere mich, wie Sie mit den Stellungnah-
men, die es gibt, umgehen. Es muss Sie doch sehr
stutzig machen, dass der Verband der norddeut-
schen Wohnungswirtschaft lhre Initiative begrufdt
— die wollen ja auch bauen — und dass die Archi-
tektenkammer, die ja mit Menschen bestlickt ist,
die auch bauen, sagt: Leute, lasst uns doch erst
einmal in Ruhe diskutieren. Und dann schafft Herr
Kienscherf es zu sagen, das sei interessengeleitet.
Das ist total interessant. Die Architektinnen und Ar-

chitekten sind total interessengeleitet, wollen Geld
verdienen,

(André Trepoll CDU: Skandal!)

aber der Verband der norddeutschen Wohnungs-
wirtschaft, die Immobilienunternehmen, die wollen
das nicht. Herr Kienscherf, das ist wirklich ein
bisschen naiv, oder?

(Beifall bei der LINKEN und bei Jorg Ha-
mann CDU und Dr. Joachim Kdrner AfD)

Sie mussten dann einmal darstellen, wie es eigent-
lich Uberhaupt gehen soll. Sie sagen selbst in Ih-
rem Antrag — das wird auch von allen Expertinnen
und Experten bestatigt —, dass es in Hamburg zur-
zeit nicht moglich ist, unter 12 Euro Nettokaltmiete
pro Quadratmeter zu bauen. Sie sagen jetzt, Sie
schafften etwas tolles Neues, Sie bauten fur
8 bis 9 Euro pro Quadratmeter. Da waren wir sofort
an lhrer Seite. Aber Sie wissen, dass das nur mit
offentlicher Foérderung geht. Jetzt behaupten Sie,
das ohne o6ffentliche Férderung zu machen.

(Milan Pein SPD: Es gibt Unternehmen, die
das schaffen!)

— Gabe es Unternehmen, die das schaffen kdnnen,
kénnten die schon lange bauen. Dann missten Sie
diesen Unternehmen jetzt nicht noch die Grund-
stlcke schenken, denn darum geht es doch.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie beschreiben namlich nicht, wie das gehen soll.
Also einerseits behaupten Sie in lhrem Antrag,
man koénne nicht unter 12 Euro bauen. Da kbénnen
Sie sich noch so sehr aufregen, Herr Pein. Dann
sagen Sie gleichzeitig, Sie wollten den Unterneh-
men entgegenkommen, indem man ein bisschen
bei den Grundstickspreisen agiert. Was heilst
denn das? Sie bekommen Grundsticke jetzt zum
halben Preis, Sie verschenken die Grundstiicke,
Sie verschenken das o6ffentliche Eigentum dieser
Stadt. Das werden Sie mit uns LINKEN nie hinbe-
kommen.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Das will ja auch keiner!)

Dann, Herr Kienscherf, noch einmal eine Definiti-
on: Sie sprachen davon, die breiten Schichten der
Bevdlkerung in Hamburg erreichen zu wollen, in-
dem Sie eben nicht im 6ffentlich geférderten Woh-
nungsbau bauen. Ich frage mich, wie breit lhre
Schicht noch sein kann, wenn wir alle wissen, dass
die Einkommen von 51 Prozent, mehr als der Half-
te aller Hamburger Haushalte, so gering sind, dass
sie einen Anspruch auf den ersten und zweiten
Forderweg hatten. Da kann lhre Schicht bei Wei-
tem nicht mehr so breit sein. Bauen Sie doch erst
einmal fur die Menschen, die das dringend brau-
chen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Sie sprechen in lhrem Antrag immer davon, wie
man Kostenminderung erreichen kann. Ja, eine
Kostenminderung ist méglich, wenn Sie alle Exper-
tinnen und Experten gemeinsam an den Tisch ho-
len, sowohl die Architektinnen und Architekten, so-
wohl die Immobilienwirtschaft, dann kann man
gucken. Ob eine Typisierung oder eine Standardi-
sierung der richtige Weg ist, wage ich arg zu be-
zweifeln. Schon jetzt hére ich von vielen Stellen in
dieser Stadt, wo es um die sogenannten Ex-
presswohnungsbauten geht. Da ist ja eine Begrin-
dung, man konnte es auch auf Bildern sehen, die
sogar vielleicht vom Senat veréffentlicht wurden,
seht einmal, so wird es aussehen. Da haben Sie
bestehende Blocke aus Hamburg genommen und
haben gesagt, genau das bauen wir noch einmal.
Wenn uns jetzt Herr Kienscherf auch noch sagt,
wenn Hotels das kénnen, warum machen wir das
nicht auch, dann frage ich Sie: Wenn Sie vor ei-
nem Hotel stehen, kbnnen Sie mir dann sagen, in
welcher Stadt Sie gerade sind?

(Dirk Kienscherf SPD: Blddsinn, die sehen
doch alle gleich aus!)

Wollen Sie den Hamburgerinnen und Hamburgern
zumuten, dass der eine sagt, er wohne in Eppen-
dorf, das sieht so aus, und der andere, er wohne in
Harburg, das sieht genauso aus? Wir wollen doch
vielfaltige Quartiere haben. Es gibt ein Stichwort,
das nennt sich stadtebauliche Identitat. Eine Identi-
fizierung der Menschen mit ihren Stadtteilen wer-
den Sie mit dem, was Sie beantragen, Uberhaupt
nicht gewahrleisten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe heute mit mehreren Architektinnen und
Architekten und Stadtplanerinnen und Stadtpla-
nern gesprochen, um noch ein bisschen mehr
Fachwissen in diese Debatte einzubringen.

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, super!)

Sie haben mir auch noch einmal gesagt, es gehe
doch nicht darum, was aus lhrem Antrag férmlich
herausspriht, Bauplatze hin und her zu schieben,
sondern darum, Identitat zu stiften. Es gehe da-
rum, Quartiere zu schaffen, wo Menschen gern
wohnen. Das haben Sie bisher Gberhaupt nicht be-
antwortet. Und dann sagen Sie auch noch, man
verklirze das Planungsverfahren. Wenn Sie so et-
was vorhaben, brauchen Sie doch viel mehr Pla-
nung, um vernunftige Quartiere hinzubekommen.
Auch in diesem Punkt ist Ihr Antrag véllig schwach.

(Beifall bei der LINKEN)

Nicht schwach sind allerdings Ihre Behauptungen.
Sie stellen sehr starke Behauptungen auf. Sie sa-
gen, eine Reduzierung von 40 Prozent der Bau-
kosten sei moglich. Ja, wo denn? Sie schreiben
nur, in anderen Stadten. Wollten Sie uns nicht die
Maoglichkeit geben, das zu Uberpriifen? Sie haben
noch nicht einmal ein einziges Beispiel genannt,

wo das moglich ist. Mir haben heute die Expertin-
nen und Experten gesagt, das sei eine starke Be-
hauptung, da fehle jeglicher Beweis. Dasselbe gilt,
wenn Sie jetzt sagen, man konne die groften
Energieeinsparungen vornehmen, indem - das
schreiben Sie hier noch einmal — nach KfW-40-
Standard und so weiter gebaut werde. Sie wissen
ganz genau, wer einer der grofdten Energiefresser
in Deutschland ist, namlich der Autoverkehr. Das
heil’t, wenn Sie einen Stadtebau und eine Stadt-
planung machen wirden, die es wesentlich mehr
Menschen ermdglichten, aufs Auto zu verzichten,
dann hatten wir eine Energieeinsparung. Das wol-
len Sie aber auch nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt habe ich mit Begeisterung gehért, dass Sie,
Herr Kienscherf, gesagt haben, Sie wollten neue
Wege gehen, an denen wir gemeinsam arbeiten
sollten. Ich weif} nicht, ob Sie diese kurze Debatte
als eine gemeinsame Arbeit bezeichnen. Wir kon-
nen im Ausschuss gemeinsam daran arbeiten. Sie
kénnen sich im Ausschuss der Diskussion stellen
und Sie kénnen dem Vorschlag der Architekten-
kammer folgen,

(Dirk Kienscherf SPD: Die hat keinen Vor-
rang!)

die gesagt hat, sie wolle Sie gern unterstiitzen und
Sie sollten eine offentliche Anhérung machen. All
das verweigern Sie. Sie wollen total neue Sachen
einfuhren, Sie nannten es eine dritte Saule, haben
aber Angst vor der Diskussion mit uns im Aus-
schuss. Das ist wirklich erbarmlich.

(Beifall bei der LINKEN - Jérg Hamann
CDU: Genau wie gestern, das kann doch
nicht wahr sein!)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! "Hamburg braucht
innovative Konzepte flr den frei finanzierten und
bezahlbaren Wohnungsbau", so lautet nicht nur
der Titel des vorliegenden Antrags. Diese Forde-
rung tragen wir Freie Demokraten schon seit vielen
Jahren, liebe SPD-Fraktion, an Sie heran. In den
letzten Jahren hat meine Fraktion mehrere Vorsto-
Re in diese Richtung gemacht, die allesamt von Ih-
nen abgebigelt wurden. Nun scheinen Sie endlich
die Problematik erfasst zu haben, von verstanden
will ich angesichts lhres Antrags nicht wirklich re-
den. Denn der vorliegende rot-griine Antrag ist im
Ganzen gesehen ein ziemlicher Unfug. Zwar ist es
richtig, das Bauen glinstiger zu machen, damit
Vermietungen zu glnstigen Konditionen moglich
sind. Aber das, was dieser Antrag vorschlagt, ist
neben der Ublichen Selbstbeweihrducherung ins-
gesamt widersprichlich und einigermalien welt-
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fremd — Herr Kienscherf hat das ja sehr ausfiihrlich
dargestellt. In der Antragserlauterung wird unter
anderem festgestellt, dass Anfangsmieten in den
frei finanzierten Neubauwohnungen von rund
12 Euro die Regel sind. Nun, das ist wohl richtig.
Allerdings sollte man sich auch die Frage stellen,
weshalb das so ist. Die Grundstiickspreise sind
hoch und so verlangt die Freie und Hansestadt
Hamburg im Sinne des Steuerzahlers marktge-
rechte Preise. Da wir vom frei finanzierten Woh-
nungsbau sprechen, ware eine Subventionierung
der Grundsticke mindestens erkldrungsbedurftig.
Die Baukosten sind in den letzten Jahren enorm
gestiegen, insbesondere aufgrund der energeti-
schen Anforderungen, die gerade hinsichtlich pho-
tovoltaischer Nutzung und teilweise hoéchst be-
denklicher AuRendammstoffe langsam irrsinnige
Formen annehmen. Die stetige Verscharfung der
EnEV tragt ihren Teil dazu bei. In Summe folgen
daraus die Herstellungskosten von Neubauwoh-
nungen, die ein Investor durch Vermietung Uber
viele Jahre inklusive Instandhaltung refinanzieren
muss, und so kommen die besagten 12 Euro
schnell zustande. Wenn Sie diese ernsthaft sen-
ken wollen, miissen Sie die Uberbordenden, kos-
tentreibenden gesetzlichen Anforderungen an das
Bauen Uberprifen und grundlegend ausmisten.
Aber anstatt konkrete Vorschlage zur Senkung der
Bau-, Bauneben- und Betriebskosten zu machen,
schreiben Sie in lhren Antrag einfach die Zielzahl
8 bis 9 Euro und fertig. Als Architekt kann ich da-
riber nur den Kopf schiitteln, wenn Sie einerseits
niedrige Mieten anstreben und andererseits Griin-
dacher und KfW-40-Standards fordern. Das ist nun
wirklich grober Blddsinn und zeugt von einer be-
merkenswerten Ahnungslosigkeit.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
AfD)

Auch lhre vermeintlich vollig neue Idee der Typisie-
rung und Standardisierung, die seit Jahrzehnten im
Baugewerbe, je nach Sinnhaftigkeit allerdings, bli-
che Praxis ist, andert an den kostenbeeinflussen-
den Grundsatzen nichts. Ich kann lhnen nur raten,
unserem Antrag "Wohnkostenrisiken transparent
machen", der spater kommt, zuzustimmen. Denn
angesichts |hres Antrags ist es dringend erforder-
lich, dass Senat und Blrgerschaft endlich bewusst
wird, welche Auswirkungen lhre parlamentarischen
VorstoRe tatsachlich auf die Mietkosten haben. Die
Prasidentin der Architektenkammer Hamburg, Ka-
rin Loosen, hat Ihnen gestern in diesem Brief, den
Sie alle bekommen und teilweise schon daraus zi-
tiert haben, klipp und klar geschrieben, was Fach-
leute von |hrem Effizienzantrag halten. Aber da Ex-
pertisen bei lhnen ja wenig zahlen, ignorieren Sie
wahrscheinlich auch diese sinnvollen Anregungen
der Architektenschaft.

(Beifall bei der FDP)

Nun wollen wir uns lhren Prifauftragen an den Se-
nat natlrlich nicht versperren. Prifen schadet ja
nicht, und mit der SAGA GWG und Wohnungswirt-
schaft auf Modellprojekte hinzuwirken, durfte eben-
falls unschadlich sein. Wir beantragen deshalb zif-
fernweise Abstimmung, um die sinnhaften Anséatze
Ihres Antrags von den unsinnigen zu trennen. In
seiner Gesamtheit ist der Antrag klimaschadlich:
viel heilde Luft anstatt sachlicher, zielgerichteter
und wirkungsvoller Malinahmen.

(Beifall bei der FDP)

Dem Zusatzantrag der CDU, der zukunftsweisende
und vor allem realistische Vorschlage macht, stim-
men wir deshalb zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ehlebracht von der AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der
grundsatzliche Angang in dieser Thematik, Miet-
wohnraum zu einem Preis von 8 bis 9 Euro pro
Quadratmeter Nettokaltmiete zu schaffen, ist gut,
weil notwendig. In der Tat missen die Menschen
prozentual von ihrem Lohn her gesehen immer
mehr Geld aufwenden, um die Miete zahlen zu
kénnen, und die Schere geht weiter auseinander.

Jetzt zu lhrem Antrag. Er lasst zwar schemenhaft
die Zielrichtung erkennen, ist aber derart gemixt
mit unterschiedlichen, in Teilen sehr unspezifi-
schen und sogar widerspriichlichen Beschluss-
punkten, dass von der besagten Zielrichtung ei-
gentlich nichts mehr Gbrigbleibt. Die Widerspriiche
sind in Teilen so stark, dass passagenweise fast
von der Quadratur des Kreises gesprochen werden
kann. Der Mix an Beschlusspunkten hingegen ist
nicht vollstandig. Wenn Sie aber dem Kostentrei-
ber im Bauwesen durch innovative Konzepte an
den Kragen wollen, dann sollte dieses Konzept
doch zumindest den Anspruch erheben, halbwegs
vollstandig zu sein. Sonst erflllt es nicht den ganz-
heitlichen Anspruch, den Sie mit diesem Wort "Kon-
zept" den Menschen vermitteln wollen. Daher ist
dieses bestenfalls eine Verbesserungsidee in ei-
nem Teilaspekt. Aber der Reihe nach.

Unter 1d wollen Sie zum Beispiel bei den Bau-
werks- und Nebenkosten — das betrifft zum Bei-
spiel technische Gebaudeausstattung, Barrierefrei-
heit, Brandschutz, Energieeffizienz — durch Typi-
sierung eine Kostenreduzierung erzielen, fordern
im selben Punkt aber mittelfristig KfW 40 als den
Gebaudestandard. Es ist natirlich ein bewahrtes
und vollig legitimes Prinzip, durch Standardisierung
zu versuchen, die Kosten zu senken, aber dabei
gleichzeitig auf der anderen Seite die Einhaltung
des hochsten Energiestandards einzufordern, also
letztlich mehr Aufwand zu betreiben, mehr Mittel
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einzusetzen, steht der Forderung, auf diese
8 bis 9 Euro Nettokaltmiete pro Quadratmeter zu
kommen, doch genau entgegen.

In Punkt 3 fordern Sie dann ganz unspezifisch in
der Regel mehr begriinte Dacher. Das einfach ein-
mal so in den Raum zu stellen kommt bei einem
bestimmten Wahlerpotenzial natirlich immer gut
an. Dagegen ist naturlich vom Prinzip her auch gar
nichts zu sagen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Entschuldigen Sie, Herr Ehlebracht, aber es ist
deutlich zu laut, auch in lhrer eigenen Fraktion.
Deshalb ware es gut, wenn alle, die gern reden
mdéchten, rausgehen.

Detlef Ehlebracht AfD (fortfahrend):* Aber auch
hier ist diese Forderung der grinen Dacher wieder
ein Mehr an Aufwand. Wenn Sie niedrige Woh-
nungsmieten anbieten und Sie aufgrund dessen ei-
ne Typisierung einflihren wollen und glauben, dass
das der Bringer ist, dann bauen Sie Hauser mit
einfachem Pult- oder Satteldach und fordern nicht
einen Mehraufwand, wobei Sie dann noch nicht
einmal andeuten, wie zum Beispiel der freie Bau-
trager diese Mehrkosten abfangen soll bei einer
Zielvorgabe wie genannt. Diese Widerspruchlich-
keiten sind es, die mich am Eingang meines Vor-
trags behaupten lieRen, dass Sie die Quadratur
des Kreises versuchen. Welchen Beitrag zur Kos-
tensenkung bringt Ihre Behauptung, es gebe mitt-
lerweile Bautrager, die in der Lage seien, beispiels-
weise auch in klimapolitischer Hinsicht anspruchs-
volle Standards preisgunstig umzusetzen? Sie blei-
ben den Beleg fir diese Aussage vdllig schuldig.
Welcher freie Trager baut zu Ihren in dem Antrag
formulierten  Anforderungen Wohnungen von
8 bis 9 Euro Nettokaltmiete pro Quadratmeter?
Das wirde ihm nur gelingen, wenn Sie ihm das da-
zugehorige Grundstiick schenken.

In Punkt 6 wollen Sie mit der SAGA einen Modell-
versuch unter Laborbedingungen als Beweis flih-
ren, dass lhr Konzept funktioniert. Unter Laborbe-
dingungen funktioniert sehr viel, was in der Praxis
noch lange nicht funktionieren muss. Und was be-
weist uns das in Bezug auf die Praxis? Vermutlich
werden Sie dabei auch den von mir erwdhnten
Grundstickstrick anwenden missen, damit dieses
Experiment Uberhaupt gelingt. Das als Beispiel da-
zu, dass lhr Antrag zu unspezifisch ist.

Ein Aspekt hingegen findet sich gar nicht in lhrem
Bemiihen, Kosten zu sparen. Dazu ein paar Zitate
aus der Studie der ARGE e.V., Kostentreiber fiir
den Wohnungsbau, aus dem April 2015. Ich zitie-
re:

"Mehr als die Halfte des gesamten Kosten-
anstieges von 2000 bis 2014 resultiert aber

aus geanderten steuerlichen und baurechtli-
chen Regelungen von Bund und Landern,
immer umfassenderen kommunalen Aufla-
genl[...]"

Aha. Und erganzend:

"Die laufende Novellierung einer Vielzahl
von Gesetzen, Verordnungen und Normen
verhindert eine hdéhere Produktivitat in der
gesamten Prozesskette Bau."

Was heil’t das Ubersetzt? Das heildt Ubersetzt:
Wenn ihr Politiker Langeweile habt, dann lasst
euch neue Wahlversprechen einfallen, aber hort
auf, stdndig die Vorgaben firs Bauwesen zu ver-
andern. Allein die drei Bereiche, die die Politik
mafgeblich oder auch ausschlieRlich beeinflusst,
als da waren Bauwerks- und Nebenkosten mit
19,3 Prozent, baurechtliche Vorgaben durch Bund
und Lander mit 11,2 Prozent, kommunale Auflagen
mit 3,7 Prozent, haben in Summe einen Anteil von
34,2 Prozent an den Kostensteigerungen seit
2000. Das ist mehr als ein Drittel, Gber ein Dirittel
der Kostensteigerungen im Bauwesen, auf die die
Politik direkt Einfluss nehmen kann. Quizfrage: Wo
fange ich denn am besten an, wenn ich Kosten
einsparen will? Natirlich bei den groflen Posten;
und das ist einer. Aber daruber verlieren Sie in Ih-
rem Antrag kaum ein Wort. Daher lautet folgerich-
tig eine der drei Kernforderungen der Verfasser der
Studie:

"Die standige Novellierung von Gesetzen
und Normen muss reduziert werden".

Diese Studie wurde von Leuten gemacht, die vom
Fach sind, also aus der Praxis kommen. Das sind
Leute, die wissen, wie es geht, und sie haben
wahrscheinlich diese Studie verfasst, weil sie wus-
sten, dass eines Tages jemand kommen und so
einen Antrag wie Sie stellen wird. Da steht unter
anderem dann weiter:

"Im Normungsprozess mussen die Normen
wieder deutlich starker die allgemein aner-
kannten Regeln der Praxis nachvollziehen
und sich weniger am Stand der Technik ori-
entieren."

Und erganzend:

"Insbesondere die heute geltenden Stan-
dards fur den Wohnungsbau bedurfen einer
Uberpriifung und [...] politischen Bewertung
im Hinblick auf die verursachten Gesamtkos-
ten."

Das heil3t Ubersetzt, nicht KfW 40 fir alle mit be-
grintem Flachdach und nebendran noch einem
Solarpanel zu bauen, sondern das Einfache mit
bewahrter Technik zu bauen. Das Motto lautet, so
viel wie notig und so wenig wie moglich. Nicht noch
mehr Technik, noch mehr Leute beschaftigen,
noch mehr Regeln und Vorschriften machen; einfa-
cher und preiswerter statt aufwendiger und teurer.
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(Detlef Ehlebracht)

Ein schicker Name wie Hamburger Effizienzwoh-
nungsbau und so ein bisschen Marketing-Voodoo
drum herum ersetzen eben noch kein vollstandiges
Konzept. Deswegen lehnen wir den Antrag der
SPD ab. Dem Zusatzantrag der CDU stimmen wir
vollumfanglich zu, weil er vdllig in die richtige Rich-
tung geht.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hamann von der CDU-Fraktion.

Jorg Hamann CDU:* Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich hatte erwartet, dass die
Senatorin vielleicht auch noch ein paar Worte sagt.
Denn wenn dieser Antrag so groRartig sein soll,
wie Sie behaupten oder uns verkaufen mdchten
— lhr Burgermeister lauft ja Gberall durch die Welt-
geschichte und erzahlt Ahnliches in den Zeitun-
gen —, dann hatte ich erwartet, dass zumindest die
Senatorin das noch ein bisschen unterfittert, aber,
Gott, Sie will es halt nicht. Wahrscheinlich ist dann
alles doch nicht so toll, wie Sie es sich gern vor-
stellen wirden. lhre Rede, Herr Kienscherf, war
einmal wieder die ubliche Wir-Sozis-Rede. Dabei
haben Sie die GRUNEN véllig aufken vor gelassen,
was ich ja verstehen kann, denn sie haben keine
grolRe Bedeutung und werden sonst eigentlich
auch von niemandem erwahnt.

(Heiterkeit bei der CDU)

Insofern sei lhnen das nachgesehen. Aber da Sie
Ihre Wir-Sozis-Rede wieder einmal begonnen ha-
ben mit diesem allgemeinen Lamento, die Welt
und Hamburg seien ja nun schon, bringe ich Ihnen
gern in Erinnerung, was alles in dieser Uber ein
Jahr alten Legislaturperiode nicht geklappt hat
— das nur zur Erganzung und um lhre Argumente
aufzunehmen. Olympia haben Sie versemmelt, Ha-
pag-Lloyd, dreistelliger Millionenbetrag, Kun-
dencenter, haben wir gestern gehért, funktionieren
nicht, Senatoren, Bezirksamtsleiter sind weg. Na
ja, das ist schon einmal eine ordentliche Nummer.
Ich kann auch noch aus dem Baubereich berich-
ten, was da alles nicht klappt, nur falls Sie es ver-
gessen haben. Expresswohnungsbau wollten Sie
machen, Sie erinnern das noch. Klingt so ahnlich
wie |hr Effizienzwohnungsbau. Jetzt ist es Effizi-
enzwohnungsbau, davor war es Expresswoh-
nungsbau. Steht da eigentlich schon eine einzige
Wohnung? Oder ist irgendwo feststellbar, wann ir-
gendwo eine einzige Wohnung auch nur eréffnet
oder eingerichtet wird?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das Verwal-
tungsgericht hat gerade in Bergedorf den
Bau gutgeheif3en!)

— Ja, ich weil}, ich weil3, es sind wieder alle ande-
ren schuld, nur Sie nicht, nur lhr Senat nicht.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der AfD)

So etwas hdren wir Ublicherweise von lhnen. Die
groRen Sachen klappen nicht, die kleinen klappen
nicht, Expresswohnungsbau nicht, Blindnis flr das
Wohnen hat Uber ein Jahr gedauert, jetzt ist es un-
terschrieben. Grundeigentiimer haben Sie rausge-
ekelt, hat nicht funktioniert. Mietpreisbremse funk-
tioniert nicht so richtig. Hey, ein Jahr und so ziem-
lich alles geht daneben. Zum Thema "Regieren mit
den GRUNEN" heilt es, man habe eben ein
bisschen Pech eingekauft. Das haben wir als CDU
damals auch erlebt, dann ist das offensichtlich so.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Warum wird das Wohnen hier immer teurer? Wer
ist daran schuld? So richtig fallt lhnen dazu nichts
ein. Sie sagen, friher seien nicht genug Wohnun-
gen gebaut worden; der Kollege Trepoll sprach
von 45 000. lhr Argument lautet immer, es seien
keine gebaut worden. Na ja, wenn Sie nicht so
richtig rechnen oder zahlen kdnnen, hat es viel-
leicht etwas mit dem Wollen zu tun. Die Zahlen je-
denfalls sind klar. Es wird immer teurer. Das hat
natirlich viele Griinde. Spatestens in dem Mo-
ment, wo Sie sagen, wir brauchten 10 000 Woh-
nungen, ist klar, dass die Preise ansteigen. Wir ha-
ben es mit einer Riesenspekulation zu tun und ent-
sprechend steigen die Preise an. Das haben Sie
zu verantworten. Meine Kollegin hat lhnen auch
schon deutlich gemacht, wo man Uberall sparen
kénnte, was besser funktionieren kénnte, aber das
greifen Sie nicht so richtig auf. Stattdessen be-
schimpfen Sie die Architekten. Warum eigentlich?
Was haben die lhnen getan? Sie kénnen gern
noch einmal darstellen, dass dieses Architekten-
Bashing nicht so gemeint war. Auch ich habe den
Brief der Architekten bekommen und lese ihn Ih-
nen gern an der entsprechenden Stelle noch ein-
mal vor. Sie schreiben, die Hamburger Architekten-
schaft sei gern bereit, an diesem Erdrterungspro-
zess intensiv mitzuwirken. Sie bieten Ihnen die
Hand, und was machen Sie? Sie hauen drauf und
schlagen sie aus, anstatt ein vernunftiges Ge-
sprach mit ihnen zu flhren.

Aber es gibt auch noch andere. Ich habe mir
gestern das Grundeigentiimer Journal , das auch
Sie in Ihrem Kasten haben, einmal durchgelesen.
Sie beklagen ziemlich deutlich, worin die Probleme
bestehen und warum es immer teurer wird. Die
Grundeigentiimer schreiben in ihrem Editorial:

"Und dennoch, gerade im Kleinen scheint es
weder bei Bezirken noch in der Baubehoérde
besonders gut zu laufen, denn gerade die
kleinen Bauvorhaben laufen bei den Behor-
den haufig schlicht gegen die Wand. Ob
das nun an den baurechtlichen Vorschriften
liegt oder an der mangelnden Bereitschaft
der entscheidenden Behorden, sich bewusst
Uber einzelne Vorschriften hinwegzusetzen,
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(J6rg Hamann)

mag dahinstehen. Der potenzielle Bauherr
eines Kleinvorhabens hat es jedenfalls
schwer."

Ja, wieder einmal haben die Kleinen bei lhnen kei-
ne Chance. Sie konzentrieren sich auf ein paar
Grolte, nach Mdglichkeit auch auf SAGA GWG.
Aber mit all diesen Dingen beschaftigen Sie sich
nicht, sondern stellen einen Antrag, der letztlich
nur wieder alte Kamellen hervorkaut. Das Aller-
schlimmste an der Sache ist, wie wir gehoért haben,
dass Sie auch noch Angst vor einer fachlichen De-
batte haben.

(Beifall bei Ralf Niedmers und Birgit Stover,
beide CDU)

Sie sind ja nicht einmal bereit, diesen Antrag an
die Ausschisse zu Uberweisen. Das heilt, Ihre Se-
natorin sagt nichts dazu. Sie stellen hier einen An-
trag, |hr Birgermeister lauft durch die Stadt und
die Weltgeschichte und erzahlt, das kénne man
machen, das liefe, und so rette man Hamburg und
so rette man Deutschland und das brauchten wir
alle. Aber die fachliche Diskussion, um das einmal
zu Uberprifen, verweigern Sie. Das heil}t, Sie ha-
ben nicht einmal den Mut, mit uns dariiber im Aus-
schuss zu diskutieren und das, was Sie hier als
heil3e Luft verkaufen, auch einmal hinterfragen zu
lassen, sodass wir Uberhaupt keine Gelegenheit
haben, mit [hnen in einen Diskurs zu gehen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Heike
Sudmann DIE LINKE)

Damit tun Sie der Birgerschaft keinen Gefallen,
damit tun Sie lhrer Senatorin keinen Gefallen, da-
mit tun Sie dem Birgermeister keinen Gefallen,
sondern damit entwerten Sie den Parlamentaris-
mus. Und das, finde ich, ist wirklich tbel, Herr Kol-
lege. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kienscherf von der SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Lieber Kollege Hamann!
Was lbel ist, ist lhr Kasperletheater. Sie werden
von der Wohnungswirtschaft doch Gberhaupt nicht
mehr ernst genommen, das ist doch mittlerweile
Fakt.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von Jbérg Ha-
mann CDU)

Das muss man doch einmal sehr deutlich sagen.
Wir haben das Thema Konzeptausgabe auch nicht
dreimal im Ausschuss diskutiert, sondern es ein-
fach umgesetzt. Und was ist das Ergebnis?
46 Prozent der Flachen stehen heute dem sozialen
Wohnungsbau zur Verfiigung. Bei Ihnen waren es
100 Prozent Eigentumswohnungen.

(J6rg Hamann CDU: Das ist doch Stochern
im Walde! Kommen Sie doch mal zu lhren
Argumenten!)

Wir handeln im Sinne der Burgerinnen und Blrger
und diskutieren dartber nicht mehr lange.

(Beifall bei der SPD)

Es ist schon spannend, wie unterschiedlich die
Diskussionsbeitrage nun sind. In einem muss ich
Herrn Meyer einmal Recht geben, auch wenn es
mir sonst schwerfallt. Herr Meyer sagt: Na ja, da
soll es jetzt Modellvorhaben geben, da soll die SA-
GA GWG etwas entwickeln, da sollen Private et-
was entwickeln. Was kann man denn dagegen ha-
ben? Das warten wir doch einmal ab. Und genau
das ist es doch, was wir sagen. Wir wollen, dass
es sich in der Praxis zeigt, dass wir es schaffen
kénnen, wie es in anderen Stadten geschieht, dass
wir frei finanzierten Wohnungsbau durch eine Kon-
zeptvergabe bekommen, dass wir Wohnungen
kriegen, die zu 8 oder 9 Euro pro Quadratmeter
angeboten werden, und zwar praktisch. Das wollen
wir in einzelnen Vorhaben letztendlich entwickeln,
und ich weil gar nicht, was man dagegen eigent-
lich haben kann.

(Beifall bei der SPD)
Das werden wir machen, diese einzelnen Projekte.

Frau Sudmann, besonders lustig finde ich |hr Argu-
ment zur stddtebaulichen ldentitdt. Mein Kollege
Tabbert oder auch ich achten vielleicht nicht so
darauf, aber wirden wir Ihnen Fotos von Reihen-
hausern und kleinen Hausern in Lurup, in Bramfeld
und in Bahrenfeld zeigen, dann wissten Sie ge-
nau, in welchem Stadtteil diese Hauser stehen? Da
brauchen Sie uns doch nicht zu verappeln, das
wissen Sie natlrlich nicht. ldentitat schafft man
Uber andere Dinge.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Welche
denn?)

Wenn bei 790 000 Wohnungen in dieser Stadt
200 oder 300 Wohnungen einmal gleich aussehen,
hat das doch nichts damit zu tun, dass dann Identi-
taten verloren gehen. Nein, wir schaffen somit Per-
spektiven und vergeben uns keine. Das ist die
Realitat.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Duge und
Farid Miller, beide GRUNE)

Das ist in der Tat das Spannende und ich muss sa-
gen, da bin ich auch manchmal emotional. Da gibt
es diesen Brief der Architektenkammer. Ich will
daran gar keine groRartige Kritik Gben. Wir freuen
uns immer, wenn uns Menschen etwas schreiben,
und ich habe die gute Frau dann gestern auch ver-
sucht anzurufen. Leider war sie den ganzen Tag in
Sitzungen, aber der Geschéaftsfuhrer war da. Der
Geschaftsfihrer hat erst einmal festgestellt, dass
sie gar nicht wussten, dass es auch um stadtische
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(Dirk Kienscherf)

Flachen geht. Sie dachten, es gehe nur um private
Flachen. Dann habe ich gesagt, dass das aber in
unserem Antrag steht. Dann haben wir dartber
diskutiert, dass es kiinftig 50 weitere Stellen fir die
Bezirke geben wird. Auch das war da nicht be-
kannt. In diesem Brief empfehlen sie uns, keine
Modellvorhaben, keine Kostensenkungen zu ma-
chen, da sonst die Entstehung von GroRwohnsied-
lungen wie Steilshoop oder Mimmelmannsberg
drohe.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Die stehen da
gerade nicht drin!)

Da frage ich mich ganz im Ernst, wer denn irgend-
wo aus diesem Antrag hat ersehen konnen, dass
wir so etwas wollen. Also es ist eine Abwehrhal-
tung. Wir laden die Architektenkammer gern ein.
Wir wollen mit ihnen diskutieren, aber wir sagen
auch, dass wir nicht jahrelang diskutieren kénnen,
sondern endlich wollen, dass die Praktiker anfan-
gen, entsprechende Wohnungen zu bauen. Nur
das bringt doch unsere Stadt weiter und nicht,
dass wir jahrelang Uber Konzepte sprechen und
diskutieren und nichts bewegen.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Aber ei-
ne Ausschusssitzung ist doch nicht wochen-
lang!)

Das ist der Unterschied zwischen Ilhnen und uns.
Wir wollen Wohnungen bauen und diese Woh-
nungsproblematik I6sen, wahrend Sie, Frau Boed-
dinghaus, anscheinen diese Wohnungsproblema-
tik beibehalten wollen, um sich zu profilieren.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wir wol-
len das im Ausschuss diskutieren!)

Wir wollen das nicht, sondern wollen dieses Pro-
blem losen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Herr Kienscherf,
bevor ich der Kollegin Sudmann das Wort gebe,
mochte ich Sie daran erinnern, dass insbesondere
der Begriff aus dem Theaterbereich nicht dem par-
lamentarischen Sprachgebrauch entspricht. Das
machen Sie beim nachsten Mal sicher besser. —
Jetzt hat Frau Sudmann von der Fraktion DIE LIN-
KE das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Herr Kienscherf hat
grofe Vorbilder.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Er hat heute versucht, den Schroder im Westenta-
schenformat zu machen, indem er seine Form der
Basta-Politik dargestellt hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weil} nicht, ob Sie alle es gehort haben: Herr
Kienscherf hat eben gesagt, Sie diskutierten nicht,
sondern Sie machten. Wir als Opposition mit sehr
groRen Unterschieden zu lhnen haben gefordert,
dass Sie sich der Diskussion im Ausschuss stellen.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP)

Warum tun Sie das nicht? Sie haben kein einziges
Argument gebracht aulRer "Basta, wir wissen, was
richtig ist". Sie haben eben als Beispiel fir die
stadtebauliche Identitdt gesagt, "wenn 200,
300 Wohnungen gleich aussehen". Wir reden doch
Uber andere GréRRenordnungen. Sie wollen 10 000
oder sogar 12 000 Wohnungsbaugenehmigungen
pro Jahr erreichen. Sie wollen 3 000 &ffentlich ge-
forderte Wohnungen schaffen.

(Dirk Kienscherf SPD: Ja und?)

Sie wollen jetzt einen groRen Anteil davon frei fi-
nanziert machen. Also reden wir nicht Uber 200
oder 300 Wohneinheiten.

Wenn Sie, Herr Kienscherf, mir vorwerfen, ich wis-
ste nicht, was Identitat ist, werfen Sie das auch
den Stadtplanerinnen, Stadtplanern, Architektinnen
und Architekten in dieser Stadt vor. Sie behaupten
allen Ernstes, Sie wissten, was gut ist und gut
aussieht. Das konnen Sie doch mit uns bei einer
Anhorung der Fachverbande im Ausschuss ausdis-
kutieren. Aber Sie verweigern sich. Dazu fallt mir
nichts mehr ein. Sie verweigern sich vollig sturkdp-
fig und sind nicht in der Lage, zu diskutieren.

Apropos lhrer Behauptung, das sei eine jahrelange
Diskussion. Wie lange sind Sie im Parlament? Was
wissen Sie dariber, wie lange es dauert, wenn wir
heute eine Uberweisung beschlieRen? Wir kénnten
uns sofort mit den Obleuten verstandigen. In der
nachsten Sitzung findet die &ffentliche Anhdrung
statt. Sie haben im Juli 2016 alles fertig. Auch das
machen Sie nicht. Sie Ubergehen das Parlament.
Es geht vollig an Ihnen vorbei und ist traurig fir die
gesamte SPD.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
CDU und der FDP und bei Dr. Joachim Kor-
ner AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Jérg Hamann von der
CDU-Fraktion.

Jorg Hamann CDU:* Vielen Dank, Herr Prasident.
— Das kann ich nur unterstreichen. Sie stellen
einen fachlichen Antrag und haben nicht den Mut,
ihn an den Ausschuss Uberweisen zu lassen. Sie
haben nicht die Courage zu sagen, wir diskutieren
diesen fachlichen Antrag fachlich im Ausschuss.
Herr Kollege Kienscherf, das ist bitter, das ist pein-
lich.

(Beifall bei der CDU)
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster ist Herr Duge von der GRUNEN Fraktion
dran, der sich noch einmal zu Wort gemeldet hat.

Olaf Duge GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Ich finde, die Argumente sind ziemlich
windig,

(Beifall bei J6rg Hamann CDU)

die gegen diesen Antrag vorgebracht werden. Es
wird von Identitatsverlust und GrofRwohnsiedlun-
gen gesprochen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das war Herr
Kienscherf, der von GroRwohnsiedlungen
gesprochen hat!)

Es wird gesagt, erst einmal musse der Autoverkehr
angepackt werden. Es wird auf alles Mégliche ab-
gelenkt, aber das, was eigentlich notwendig ist,
wird verschoben. Das sagt die CDU besonders
gern, die in ihrem Antrag schreibt: nicht viel reden,
schreiben, prifen, sondern einfach handeln. Sie
wollen, dass wir das weiterhin hinauszbgern, und
nicht, dass wir vorankommen. Das jedoch ist drin-
gend notwendig.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
Beifall bei der SPD)

Ich méchte auch noch einmal auf die Verzdégerun-
gen zu sprechen kommen. Immer wieder hoére ich
von Dezernenten in den Bezirksdmtern, dass hau-
fig das Problem darin bestehe, dass die Bauantra-
ge unvollstandig eingereicht werden. Es ist wichtig,
dass die Bauantrdge von den Antragstellern voll-
standig eingereicht werden, da sie sonst nicht be-
arbeitet werden konnen. Die Antragsteller missten
eigentlich wissen, was alles zu einem Bauantrag
gehort. Wir haben die Bauprufabteilung personell
verstarkt. Wir sind wie gesagt gern bereit, weiterhin
die Diskussion mit der Architektenkammer und mit
anderen Beteiligten zu fihren. Aber wir kdnnen es
uns nicht leisten, auf Dauer all das immer wieder
hintanzuschieben, sondern es gilt vor allen Dingen,
mit den ersten Projekten auszuloten, was im Ein-
zelnen moglich ist.

(Glocke)

Erster Vizepréasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend):

Ich unterbreche die Rednerin beziehungsweise
den Redner immer ungern fiir eine Zwischenfrage.
Aber wenn die Satze so lang sind, ist es wirklich
schwer. Gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Heike Sudmann?

Olaf Duge GRUNE: Ja, bitte.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Wenn ich mich richtig erinnere, haben wir in der
letzten Legislaturperiode gemeinsam dafiir ge-

kampft, dass wesentliche Antrage in den Aus-
schuss kommen. Ich kann nicht verstehen, dass
Sie jetzt sagen, Sie wirden gern mit allen reden,
uns dazu aber nicht die Méglichkeit geben wollen.
Wie kdnnen Sie als Fraktion der GRUNEN auf ein-
mal eine so vollige Kehrtwendung machen?

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP)

Olaf Duge GRUNE (fortfahrend): Ich habe eben
gesagt, Sie sollten nicht so tun, als seien wir nicht
bereit, darlber zu sprechen, was an weiteren M&g-
lichkeiten besteht, um die Kosten zu senken. Aber
wir sind nicht bereit, Dinge, bei denen es notwen-
dig ist zu handeln, weiter in die Lange zu ziehen.
Das muss so gemacht werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD - Zu-
ruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Einen Punkt méchte ich noch erganzen. Hier wird
so viel durcheinandergeworfen. Herr Hamann, na-
tarlich sind Wohnungen auch fir Flichtlinge im
Bau; das wissen Sie. Gucken Sie einmal zum EIf-
saal hintber. Dann sehen Sie, wo gebaut wird.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt Herr Meyer von der FDP-Fraktion das Wort.

Jens Meyer FDP: Ich bin ganz beruhigt dartber,
dass, wahrend wir hier lange diskutieren, zumin-
dest die Geschéftsflhrer sich darum kiimmern, De-
batten zu streichen, damit wir doch noch zum Ful3-
ballspiel kommen.

(André Trepoll CDU: Das schaffen Sie! Wir
haben noch etwas Zeit!)

Aber der Redebedarf ist offensichtlich gro. Wir
haben es meines Erachtens mit einer Mischung
aus Arroganz der SPD zu tun, die immer so allwis-
send ist.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Expertise ist vollig egal. Sie ist im Zweifelfall eher
hinderlich, denn gepaart mit Herrn Duges Okoro-
mantik, die Anforderungen weiter zu erhéhen und
gleichzeitig die Kosten zu senken, ist das, wie ich
eben schon ausgefiihrt habe, vollig weltfremd.
Auch beim Thema Denkmalschutz haben wir das
gesehen. Auch da gab es viel Expertise zum The-
ma City-Hochhauser, die von lhnen komplett abge-
blockt wurde. Fachleute héren Sie nicht so gern,
aber das missen Sie dann doch manchmal ertra-
gen.

Herr Kienscherf — ich weil3 gar nicht, wo er ist.
(Dirk Kienscherf: Hier, hinter Ihnen!)
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Hinter mir? Jetzt muss ich mich zu lhnen umdre-
hen, aber ich spreche auch, wahrend ich in die Ka-
mera blicke.

Erster Vizeprésident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Er lenkt den Prasidenten von der Sitzungs-
leitung ab.

Jens Meyer FDP (fortfahrend): Herr Kienscherf,
bei Ihnen hatte ich den Eindruck, es rede ein Blin-
der Uber Farben; aber das tun Sie ja haufiger.

(Wolfgang Rose SPD: Kommen Sie mal zur
Sache!)

Zur Behandlung dieses Themas im Stadtplanungs-
ausschuss ist schon viel von den Kollegen gesagt
worden. Ich habe ein gewisses Verstandnis dafir,
dass Sie das nicht im Stadtplanungsausschuss de-
battieren wollen, denn der Antrag ist in Teilen so
dinn, dass Sie sich damit wahrscheinlich eher la-
cherlich machen wurden.

(Zuruf von Birgit Stover CDU)

Aber vielleicht lesen Sie sich den Brief der Archi-
tektenkammer noch einmal durch, beherzigen die
Anforderungen beziehungsweise die guten Vor-
schlage, die darin formuliert sind, und kommen
dann vielleicht doch noch auf den richtigen Weg. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU und der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt se-
he ich keine weiteren Wortmeldungen mehr. Dann
kommen wir zu den Abstimmungen.

Wer modchte zunachst die Drucksache 21/4698 an
den Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist die Uber-
weisung mehrheitlich abgelehnt.

Wer den CDU-Zusatzantrag 21/4867 Neufassung
an den Stadtentwicklungsausschuss (iberweisen
mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch das
mehrheitlich abgelehnt.

Nun zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN aus Drucksache 21/4698.
Die Fraktionen der CDU und FDP mochten diese
ziffernweise abstimmen.

Wer also méchte sich den Ziffern 1a bis 1c sowie 6
bis 8 des Antrags anschliefen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das mit Mehrheit ange-
nommen.

Wer nimmt die Ziffer 2 an? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist auch das mehrheitlich ange-
nommen.

Wer méchte dann noch den Ubrigen Ziffern folgen?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch
das mehrheitlich angenommen.

Wir stimmen ber den CDU-Antrag aus der Druck-
sache 21/4867 in der Neufassung ab.

Wer méchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das mehrheitlich abgelehnt.

Dann rufe ich jetzt die Punkte 39 und 16 der Ta-
gesordnung auf, Drucksachen 21/4690 und 21/
4661 auf: Bericht des Haushaltsausschusses: Ein-
zelplan 7: Nachbewilligung von Haushaltsmitteln
im Haushaltsplan 2015/2016, Haushaltsjahr 2016
nach Paragraf 35 Landeshaushaltsordnung, Er-
richtung und Erstausstattung eines Forschungs-
baus fir das Fraunhofer Center fir Maritime Lo-
gistik und Dienstleistungen und Senatsantrag:
Haushaltsplan 2015/2016, Einzelplan 3.2 der Be-
hdrde fur Wissenschaft, Forschung und Gleichstel-
lung, Erschliefung und Freimachung des Gelan-
des sowie Bestellung eines unentgeltlichen Erb-
baurechts fir den Neubau des Max-Planck-Insti-
tuts flr Struktur und Dynamik der Materie auf dem
Forschungscampus Hamburg-Bahrenfeld.

[Bericht des Haushaltsausschusses Uber die
Drucksache 21/4034:

Einzelplan 7. Nachbewilligung von Haushalts-
mitteln im Haushaltsplan 2015/2016, Haushalts-
jahr 2016 nach 8§ 35 Landeshaushaltsordnung,
Errichtung und Erstausstattung eines For-
schungsbaus fur das Fraunhofer Center fir Ma-
ritime Logistik und Dienstleistungen (CML) (Se-
natsantrag)

— Drs 21/4690 —]

[Senatsantrag:

Haushaltsplan 2015/2016, Einzelplan 3.2 der
Behdrde fiur Wissenschaft, Forschung und
Gleichstellung, Erschlielung und Freimachung
des Gelandes sowie Bestellung eines unent-
geltlichen Erbbaurechts fir den Neubau des
Max-Planck-Instituts fur Struktur und Dynamik
der Materie (SDMA) auf dem Forschungscam-
pus Hamburg-Bahrenfeld

— Drs 21/4661 -]

Die Fraktionen haben sich darauf verstandigt, auf
die Debatte zu verzichten. Insofern beginnen wir
mit den Abstimmungen.

Wir beginnen mit dem Senatsantrag aus Drucksa-
che 21/4661.

Wer mochte diese Drucksache federfiilhrend an
den Haushaltsausschuss sowie mitberatend an
den Ausschuss fur Wissenschaft und Forschung
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Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist das einstimmig tberwiesen.

Wir kommen dann zum Bericht des Haushaltsaus-
schusses aus der Drucksache 21/4690.

Wer mochte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieBen und den Antrag des Senats aus
Drucksache 21/4034 mit der vom Senat am 1. Juni
2016 vorgenommenen Anderung annehmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das bei
wenigen Enthaltungen angenommen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das ist nicht der Fall.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch das
bei wenigen Enthaltungen in zweiter Lesung ange-
nommen worden und somit endgultig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 43, Drucksache 21/4658, An-
trag der CDU-Fraktion: Neuordnung des Kinder-
schutzes in Hamburg.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Neuordnung des Kinderschutzes in Hamburg
— Drs 21/4658 -]

Diese Drucksache wird zuriickgezogen und wieder
eingebracht. Insofern entfallt die Abstimmung.

Dann rufe ich Punkt 54 der Tagesordnung auf,
Drucksache 21/4697, Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD: Patriarchalische Rollenbil-
der aufbrechen: Praventives Projekt zum Schutz
von Madchen und Frauen in Hamburg.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Patriarchalische Rollenbilder aufbrechen: Préa-
ventives Projekt zum Schutz von Madchen und
Frauen in Hamburg

— Drs 21/4697 -]

Auch hier bin ich dariber informiert worden, dass
dazu keine Debatte stattfinden soll.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache 21/4697
an den Ausschuss fiir Wissenschaft und Gleich-
stellung Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das mehrheitlich abgelehnt.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache an
den Ausschuss fur Soziales, Arbeit und Integration

zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
auch das mehrheitlich abgelehnt.

Wir stimmen dann Uber den gemeinsamen Antrag
der Fraktionen der GRUNEN und der SPD aus der
Drucksache 21/4697 in der Sache ab.

Wer mdchte diesem folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das bei einigen Gegenstim-
men und Enthaltungen mehrheitlich angenommen.

Wir mussen jetzt die Sitzungsleitung wechseln,
weil ich bei der Debatte dran bin. Ich rufe nur noch
den Punkt 41 auf, Drucksache 21/4439, Antrag der
Fraktion DIE LINKE: "Sozialer Drehpass": Filmfor-
derung und faire Arbeitsbedingungen in der Film-
branche.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

"Sozialer Drehpass": Filmfoérderung und faire
Arbeitsbedingungen in der Filmbranche

— Drs 21/4439 -]

Diesen Antrag mdchte Die Fraktion DIE LINKE an
den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wird das Wort gewtinscht? — Herr Jersch von der
Fraktion DIE LINKE, Sie erhalten es.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen!

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Medienberufe, insbesondere in der Filmindustrie,
gelten gemeinhin als spannend, als kreativ, als ab-
wechslungsreich, in Hamburg sogar mit einem ei-
genen Wirtschaftscluster ausgestaltet. Sie mdch-
ten gern zu einem Fernseherzeugnis wechseln,
das die Kolleginnen und Kollegen, die hinter den
Kameras stehen, gern aufnehmen und es lhnen
dann heute Abend anbieten. Nichtsdestotrotz geht
es erst einmal um die sozialen Umstéande des Gan-
zen, und ich denke, das ist nicht minder wichtig.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Gebalk der Medienwirtschaft in Hamburg
knirscht erheblich. Die Realitat ist entgegen den
Traumen, die man in der Medienbranche manches
Mal hat, eine ganz andere. Sie ist wenig traumhaft.
Bei Arbeitszeit, bei Entlohnung, bei Altersabsiche-
rung, aber auch bei der Arbeitslosenversicherung
ist der 6ffentlich-rechtliche Wurm in der Freien und
Hansestadt, aber auch generell drin.

Es gibt eine Umfrage von ver.di unter Betroffenen,
nach denen mehr als 50 Prozent der Befragten sa-
gen, dass sie einen 12- bis 14-Stunden-Tag ha-
ben. 45 Prozent sagen, dass sie nie oder selten ta-
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rifiche Pausen nutzen kénnen. Mehr als 90 Pro-
zent machen Mehrarbeit und mehr als 60 Prozent
sehen bei sich gesundheitliche Auswirkungen ihrer
Arbeitsverhaltnisse. Die immer einmal wieder in
der Arbeitswelt herangefiihrten Veranderungen,
die so gut sein sollen, haben in der Medienbranche
mit Sicherheit nur sehr nachgeordnet eine gute
Auswirkung. Wir leiden in der Medienbranche unter
immer weiter komprimierten Drehzeiten.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Einen Moment bitte. — Meine Damen und Herren,
es ist ungewohnlich, dass wir jetzt so schnell zu
diesem Debattenpunkt gekommen sind, aber ich
bitte trotzdem um Aufmerksamkeit fir den Red-
ner. — Bitte fahren Sie fort.

Stephan Jersch DIE LINKE (fortfahrend): Danke
schon, Frau Prasidentin. — Die Dreharbeiten leiden
unter immer weiter komprimierten Drehzeiten. Die
Licken zwischen einzelnen Filmauftrdgen werden
immer groer. Die Zyklen sind nicht planbar und
nicht alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Filmbranche haben wirklich die Moglichkeit, einen
Anspruch auf Arbeitslosengeld zu erwerben, um
damit die Zwischenrdume zwischen den einzelnen
Auftrégen abzudecken. Hier ist Handeln geboten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wie dringend Handeln notwendig ist, sieht man
daran, dass allein ver.di schon gezwungen war,
einen Tarifvertrag aus purer Notwehr abzuschlie-
Ren, bei dem ein 13-stindiger Arbeitstag mdglich
ist. Dass in der Filmbranche nicht alles Gold ist,
was glanzt, ist mittlerweile klar, aber dass die Si-
tuation so schlecht ist, muss man sich wirklich
noch einmal vor Augen flhren.

Die sozialen Folgekosten — ich nenne nur Altersar-
mut — zeichnen sich doch schon ab und dagegen
gilt es etwas ganz Konkretes zu tun. Wir haben
von ver.di die Erklarung im April vernommen, dass
die Nordlichter-Filmreihe, vom NDR mit produziert
und von zwei Medienférderungsanstalten gefér-
dert, beabsichtigt hat, die Tarifgagen auf 75 Pro-
zent zu reduzieren. Das ist fur einen offentlich-
rechtlichen Bereich ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN)

Zwei Filmforderanstalten, nordmedia und die Film-
forderung Hamburg Schleswig-Holstein, machen
bei diesem Kuhhandel mit. Das kann nicht wirklich
ernst gemeint sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Insofern ist es natirlich duerst positiv, dass der
Programmdirektor des NDR-Fernsehens jetzt ge-
aullert hat, dass die Tariftreue in die Auftrage des
NDR Ubernommen wird. Das ist ein wichtiger Mei-
lenstein, der einen Teil des Problems sicherlich

entscharft. Nichtsdestotrotz waren Tariftreue, Al-
tersabsicherung und die Konsequenzen, falls das
nicht eingehalten wird, in der Filmférderanstalt von
Hamburg und Schleswig-Holstein genau richtig un-
tergebracht.

Es kann nicht wirklich das Ziel deutscher Filmfér-
derung sein, nur den Wirtschaftsaspekt zu fordern
und Konsequenzen aus dem Kommentar im "Ta-
gesspiegel”, in dem es hiel3, US-Filmschaffende
bezeichneten mittlerweile die deutschen Filmschaf-
fenden als White Mexicans, zu ziehen. Das hat an
der Stelle nichts mit kultureller Vielfalt zu tun. Das
bezieht sich auf die Arbeitsbedingungen der Film-
industrie in Deutschland. Deswegen gilt es, bei der
offentlichen  Filmférderung Hamburg-Schleswig-
Holstein, fiir die Hamburg mehr als 50 Prozent der
Gelder gibt, auch sozial tatig zu werden und dieser
Verantwortung nicht nur ins Auge zu blicken, son-
dern sie auch wahrzunehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Stattdessen wird die Spirale nach unten erotffnet.
Viele Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteiger in
der Filmbranche missen erst einmal Erfahrung
sammeln und sind deswegen fir untertarifliche Be-
dingungen auf dem Markt zu haben. Das macht fir
alle anderen diese Spirale nach unten zu einer Le-
benskarriere, die man nicht wirklich als Karriere
benennen kann.

Mit Bezug auf den von Rot-Griin hier vor Kurzem
beschlossenen griinen Drehpass kann ich nur Fol-
gendes sagen: Es bringt den Kolleginnen und Kol-
legen in der Filmbranche nicht viel, wenn sie auf
dem Filmdreh mit Lebensmitteln aus der Region
Uber Wasser gehalten werden, ihre sozialen Bedin-
gungen jedoch prekar sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Spitze des Eisbergs, die die Filmférderung
Schleswig-Holstein ist — sie ist in direkter staatli-
cher Nahe -, stellt sich als nichts anderes als
staatlich geférdertes Lohndumping dar. Das kann
nicht wirklich der Ernst dieser rot-griinen Regie-
rungsmehrheit sein. Deswegen finde ich es umso
unverstandlicher - aber das ist ja auch bereits ge-
sagt worden -, dass Rot-Griin sich nicht in der La-
ge sieht, diesen Antrag an den Ausschuss zu uber-
weisen. Die Verweigerung der Diskussion uUber so-
ziale Aspekte, die anerkannterweise auch gewerk-
schaftlich vollig schieflaufen, ist bezeichnend fir
die Identitat der Sozialdemokratie, die Uberaus weit
weg ist von ihren sozialen Anspriichen, zumindest
von denen, die sie immer vorgegeben hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen sage ich, wer diesem Antrag nicht zu-
stimmt, musste es wirklich interessiert begriinden.
Ich kann mir keinen Grund dafir vorstellen. — Dan-
ke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasidentin Antje Mdller: Nun bekommt Herr
Schmidt von der SPD-Fraktion das Wort.

Hansjorg Schmidt SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich méchte jetzt
nicht wie die Links-Partei immer wieder Folklore
und Feindbilder bedienen, sondern einfach ein
paar Argumente nennen.

Hamburg ist ein guter Filmstandort. Der Hambur-
ger Film transportiert Bilder unserer Stadt tiber die
ganze Welt. Der Hamburger Film ist somit Bot-
schafter fir unsere Stadt und ein wesentlicher
Baustein der Hamburger Kulturlandschaft. Rund
1 500 Drehtage bei rund 100 nationalen und inter-
nationalen Produktionen gibt es jedes Jahr in Ham-
burg. Unsere Stadt ist eine geborene Kulisse fir
wahnsinnig tolle Filme und jederzeit sieht man das
auch immer wieder im Kino, was in Hamburg pro-
duziert wird.

(Beifall bei der SPD)

Aber Film ist auch ein teures Vergnugen. Die Film-
forderung wird jahrlich mit Gber 8 Millionen Euro
bezuschusst, eine gute Investition, wie wir finden,
denn daraus werden nicht nur die eben genannten
tollen Filme produziert, sondern jeder hierfiir einge-
setzte Euro erzielt einen Umsatzeffekt in unserer
Metropole von circa 2,50 Euro. Die Filmwirtschaft
sichert somit unmittelbar Arbeitsplatze und sorgt
fur Synergieeffekte in anderen Branchen.

Hamburg hat mit der Filmférderung Hamburg
Schleswig-Holstein einen hervorragend agierenden
Forderer. Das Team um die neue Geschaftsfihre-
rin Maria Kopf hat fur die geleistete Arbeit unseren
Dank verdient.

(Beifall bei der SPD und bei Murat Gézay
GRUNE)

DIE LINKE fordert nun, dass die Filmférderung bei
der Vergabe der Férdermittel die Einhaltung von
Mindeststandards, zum Beispiel den Mindestlohn,
verbindlich einfordert. Selbstverstandlich ist der
Filmférderung an einer fairen, ausgewogenen und
angemessenen Verglutung der Filmschaffenden
gelegen. Die Filmférderung weist in den Merkblat-
tern zur Antragstellung auf das Mindestlohngesetz
hin und geht davon aus, dass sich alle Beteiligten
an das Gesetz halten.

Uber den Mindestlohn hinaus miissen sich die ta-
rifgebundenen Filmproduzenten an tarifvertragliche
Vereinbarungen halten. DIE LINKE irrt aber, wenn
sie meint, die Filmférderung misse nun auch die
Rolle der Aufsichtsbehorden einnehmen.

(Beifall bei Juliane Timmermann SPD, Rene
Gogge GRUNE und Michael Kruse FDP)

Das ist nicht ihre Aufgabe und das kann sie auch
gar nicht leisten.

Die Filmforderung selbst beauftragt oder vergibt
namlich keine Produktion. Sie vergibt ausschliel3-
lich Fordermittel. Die Vergabe dieser Férdermittel
geschieht auf der Basis des vorgelegten Projektan-
trags. Sowohl eine Beweisfuhrung durch die Film-
forderung als auch eine Vorverurteilung beziglich
zukunftiger Projekte waren nur schwer umsetzbar.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Wir sollten die vom Gesetzgeber vorgesehenen
Rechte und Pflichten beachten. Die Beschaftigung
von Filmschaffenden und die rechtskonforme Aus-
gestaltung der Beschaftigungsverhaltnisse liegen
im Verantwortungsbereich der Produzenten. Die
Ausgestaltung der Tarife obliegt den Tarifparteien.
Genauso wie ver.di begriflen wir auch die heute
angekiindigte Tarifreue des NDR bei den Auf-
tragsproduktionen. Die Uberwachung der Einhal-
tung von Mindestlohn und Beschaftigungsvertra-
gen liegt im Verantwortungsbereich des Zolls. Dies
sind keine Aufgaben der Filmférderung.

DIE LINKE macht das, was sie hier immer wieder
gern bei solchen Themen macht: Sie zeigt mit dem
Finger auf ein vermeintliches oder reales Problem
und bietet dann eine schnelle Lésung an. Bei aller
Sorge um die Beschaftigungssituation in der Krea-
tivbranche sollte man auch immer darauf aufpas-
sen, dass man die fur eine florierende Kreativbran-
che notwendigen Rahmenbedingungen nicht so
eng fasst, dass man am Ende keine Dynamik mehr
hat.

Ich spreche zum Beispiel von dem Nachwuchsbe-
reich. Im Fall von Nachwuchsprojekten kdnnen fir
die Filmschaffenden neben der Vergitung auch
das Sammeln von Berufserfahrung, der Aufbau ei-
ner Filmografie und die Heranfiihrung an beruflich
relevante Netzwerke wesentliche Aspekte darstel-
len.

Die gleiche Freiheit nimmt der als kreatives Experi-
mentfeld wichtige Low-Budget-Bereich flr sich in
Anspruch. Wenn Sie diese Bereiche zu stark regu-
lieren, ersticken Sie die Kreativitat.

(Beifall bei der SPD)

Wir setzen darauf, dass wir den Arbeitsmarkt ge-
nerell regulieren und fir alle Bereiche die Rahmen-
bedingungen abstimmen. Die SPD hat den Min-
destlohn auf Bundesebene durchgesetzt. Die SPD
sorgt auf Bundesebene dafir, dass die Kinstlerso-
zialkasse stabilisiert wird. Und es war die SPD, die
die Verlangerung der ARG-I-Sonderregelung bis
Mitte 2018 durchgesetzt hat. Das sind nur einige
konkrete Beispiele, wie die Situation in der Bran-
che durch uns verbessert wurde.

Die Kultur- und Kreativbranche ist ein hochkomple-
xes, bisweilen auch chaotisches System. Wer
glaubt, er kdnne hier durch einfache Patentrezepte
irgendwelche Probleme so schnell und einfach 16-
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sen, der ist auf dem falschen Dampfer unterwegs.
Wir werden auch weiterhin mit konkreten Maf3nah-
men die soziale Lage der Kreativ- und Kulturschaf-
fenden verbessern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
und René Gogge, beide GRUNE)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Herr Wersich von
der CDU-Fraktion bekommt nun das Wort.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Jersch, das kommt her-
aus, wenn Sozialismus auf Kultur trifft: mehr Biro-
kratie und Unfreiheit statt Kreativitat.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Rene
Gogge GRUNE)

Dieser Antrag ist allenfalls gut gemeint, aber er ist
der falsche Weg. Sie schitten das Kind mit dem
Bade aus. Wo Sie doch sonst so oft mit den
rechtsfreien Raumen liebdugeln: Warum wollen
Sie gerade den Kreativsektor nach Recht und Ord-
nung strukturieren? Auch das erschlie3t sich mir
nicht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Sie fordern Tarifvertrage fur Freiberufler. Sie wol-
len, dass das Arbeitszeitgesetz mit Pausen und
Ruhezeiten eingehalten wird. Und Sie wollen die
Filmférderung zur Kontrollbirokratie statt zur Kul-
turférderung umbauen.

Dem Drehbuchautor wird DIE LINKE abends das
Licht ausknipsen, wenn er einmal wieder richtig im
Schreibfluss ist, aber leider die Arbeitszeitgrenze
Uberschritten hat.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Dr.
Jorn Kruse AfD)

Der Set beim AuRendreh wird genau in dem Mo-
ment unterbrochen, in dem die Sonne durch-
kommt, weil gerade eine gesetzlich vorgeschriebe-
ne Pause notwendig ist, oder er wird am besten
ganz abgebrochen, damit man ihn am néachsten
Tag noch einmal wieder aufbauen kann. Nein, wir
brauchen eine ausreichende Kulturférderung und
einen ausreichenden Stellenwert fir die Kultur,
aber wir brauchen auch Toleranz fir den Graube-
reich der Kreativitat. Kultur braucht Freiheit statt
Sozialismus. — Danke.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Dr.
Jorn Kruse AfD)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Herr Gégge von
der GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

René Gogge GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Der vorliegende Antrag der
Fraktion DIE LINKE beschreibt durchaus zutref-
fend die Situation vieler, die in der Filmbranche ta-

tig sind. Fir viele ist das Wort Selbstausbeutung
tatsachlich zutreffend. Das ist leider aus vielen
kreativen Bereichen so bekannt. Klar ist fur uns,
dass trotz Begeisterung und Hingabe fir Film und
Fernsehen alle, auch Freiberufler, von ihrer Arbeit
bis ins Alter leben kdonnen sollen.

Die Zielrichtung des Antrags ist uns daher auch
durchaus sympathisch. Allerdings sage ich auch,
dass es nicht nétig ist, die Filmférderung Hamburg
Schleswig-Holstein zu ermahnen. Sie will eben-
falls, dass Filmschaffende fair behandelt werden.
So weist zum Beispiel das Merkblatt Produktion Ki-
no der FFHSH deutlich auf den gesetzlichen Min-
destlohn hin. Klar ist aber auch, dass weder hier
noch bei der Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes
die FFHSH eine tatsachliche Handhabe hat.

Ich moéchte noch einmal erwahnen, dass die Ge-
werkschaften bereits einen groften Erfolg fir die
Lebensbedingungen der Filmschaffenden erstritten
haben. Das wurde heute ja auch schon gesagt.
Tarifgebundene Filmproduzenten missen sich an
den in Kraft getretenen Tarifvertrag halten und das
ist auch durchaus gut so. Allerdings gilt fur freie
Filmproduktionen das Tarifrecht nicht automatisch.
Rechtlich ist es so, das hat der Kollege Schmidt
schon erlautert, dass die Filmférderungsanstalt an
den geforderten Produktionen zwar beteiligt ist,
aber die Leistung nicht selbst in Auftrag gibt. Die
RechtmaRigkeit der Beschaftigungsverhaltnisse
kann daher nicht von der Filmférderung gepruft
werden. Diese Verantwortung liegt bei den Produ-
zentinnen und Produzenten und das ist auch rich-
tig so.

Als schwer umsetzbar erscheinen mir auflerdem
Sanktionen bei einem Verstol3 gegen die geforder-
ten Vergabebedingungen. Wie genau soll denn da
der Nachweis gefiuihrt werden? Wir sind uns darin
einig, dass Filmschaffende eine faire, angemesse-
ne Vergltung erhalten sollen. Newcomer allerdings
missen sich einen Namen machen, Erfahrungen
sammeln, eine Filmografie aufbauen und Netzwer-
ke kniipfen kénnen. Vieles davon wirde durch ei-
ne Tarifgage schon im Keim erstickt werden. Der
Low-Budget-Bereich ist eine Spielwiese, auf der
vieles ausprobiert, aber sicherlich kein Vermdgen
verdient werden kann. Auch auf Bundesebene —
darauf méchte ich hinweisen — wird derzeit die No-
velle des Filmférderungsgesetzes debattiert. Hier
herrscht Einigkeit bei dem Ziel, faire und angemes-
sene Vertragsbedingungen in der Filmwirtschaft zu
schaffen. Dennoch zeigt sich auch hier, dass die
Filmférderung nicht die Verpflichtung Ubernehmen
kann, die Arbeitsbedingungen zu Uberwachen. Sie
kann informieren, beraten und Hilfestellung leisten.
Die Filmférderung soll Kulturschaffenden letztlich
ermoglichen, Kunst zu produzieren. Sie kann und
soll nicht als Uberwachungsbehérde dienen.

Die Idee des Antrags ist nachvollziehbar und
durchaus sympathisch, allerdings ist die Durchfiih-
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rung tatsachlich nicht durchsetzbar. Daher bitte ich
Sie, diesen Antrag abzulehnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizepréasidentin Antje Moller: Herr Kruse von der
FDP-Fraktion bekommt nun das Wort.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe
LINKE, dass Sie sich Sorgen um die Verdienst-
moglichkeiten und Bedingungen von Menschen
machen, ist vollkommen in Ordnung und richtig.
Trotzdem missen wir uns an dieser Stelle fragen,
wer eigentlich welche Aufgabe hat. Ich fand es be-
merkenswert, dass gerade Sie jetzt die Aufgabe
Ubernommen haben, den Tarifvertrag und den Ab-
schluss, den ver.di erzielt hat, zu kritisieren. Solche
Toéne habe ich von den LINKEN bisher noch gar
nicht gehort. Ich finde, das steht lhnen nicht zu,
denn es ist Aufgabe der Tarifparteien, Tarifvertrage
miteinander auszuhandeln. Wenn darin hinterher
Bedingungen stehen, ist es nicht Aufgabe der LIN-
KEN, diese zu kritisieren. Das Problem, wer wel-
che Aufgabe hat, zieht sich ein bisschen durch |h-
ren Antrag. Sie wollen den Filmschaffenden jetzt
vorschreiben, dass sie nicht langer als 13 Stunden
arbeiten durfen. Wenn Sie das konsequent durch-
ziehen, haben sehr viele Selbststandige in diesem
Land morgen ein Problem. Dann haben auch sehr
viele unserer Abgeordneten, die nebenbei berufs-
tatig sind, morgen ein Problem. Diese Regelung zu
kritisieren macht fir mich Uberhaupt keinen Sinn;
das ist nicht zu Ende gedacht.

Was musste die Filmférderung denn tun? Soll sie
jetzt auch noch die Einhaltung der Mindestlohndo-
kumentationsverordnung prifen? Soll die Filmfor-
derung jetzt zehn Wirtschaftsprifer anstellen, die
prifen, ob die Gesellschaften, an die vergeben
wird, diese und jene Verordnung einhalten? —
Nein, das ist nicht die Aufgabe der Filmférderung.
Dafir ist sie nicht ausgebildet und qualifiziert und
das Mehr an Blrokratie, das Sie damit einrichten,
ndtzt am Ende keinem. Sie werden damit kein Pro-
blem in den Giriff kriegen. Weniger Birokratie hilft
hier besser als mehr Blrokratie.

Wenn ich noch eines sagen darf, Herr Kollege
Wersich: Ich bedaure es, dass wir Sie hier nur
noch selten horen. lhre Rede war mir wirklich eine
Freude. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Professor Kru-
se von der AfD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die deutsche und
die europaische Filmwirtschaft sind in einen dra-

matischen Wettbewerbsnachteil gegeniber der,
ich sage mal pauschal, Hollywood-Filmindustrie
geraten, und zwar aus mehreren Grinden. Zwei
zentrale Griinde mochte ich nennen. Erstens: Die
Amerikaner haben einen dramatischen Skalenef-
fekte-Vorteil, woran wir nichts andern konnen. Das
ist ein Faktum, das man hier nicht kompensieren
kann.

Zweitens: Die amerikanische Filmwirtschaft ist
kommerziell und auf Unterhaltung ausgerichtet.
Die europaische Filmwirtschaft ist haufig ein Instru-
ment der Belehrung und der politischen Botschaft.
Auch wenn man das begriiRen mag, so fihrt es
nicht zu einem kommerziellen Erfolg der Filmwirt-
schaft. Aus diesen Griinden wurde die Filmforde-
rung in Deutschland auf Bundes- und Landerebe-
ne eingerichtet. Obwohl somit die kommerzielle In-
dustrie subventioniert wird, bekenne ich mich aus-
driicklich dazu, auch wenn ich mich normalerweise
gegen Subventionierungen ausspreche. Ohne eine
Subventionierung der Filmindustrie gabe es eine
deutsche und europaische Filmindustrie praktisch
nicht mehr, allenfalls nur 6ffentlich-rechtliche Pro-
duktionen in Konkurrenz zu den Markten, auf de-
nen Hollywood anbietet.

Aber auch die Filmférderung weist spezifische
Nachteile auf. Erstens: Es wird viel zu wenig Geld
in sie investiert — mit der Konsequenz, dass sie mit
Hollywood-Produktionsbudgets niemals konkurrie-
ren kénnen wird. Gemessen an den Budgets, die
den o6ffentlichen Haushalten zur Verfligung stehen,
wird man das nicht wirklich dndern kdnnen. Zwei-
tens: Es ist das entstanden, was man in der Bran-
che einen Gremienfilm nennt. Ein Gremienfilm ist
ein Film, der deshalb existiert, weil irgendwelche
Gremien zugestimmt haben. Das heif3t, die Leute,
die Filmproduzenten werden wollen, schreiben ihre
Drehbicher und Produktionsplane so, dass es den
Gremien geféllt. Das ist aus deren Sicht durchaus
rational, nur fihrt es eben nicht dazu, dass gute
Filme entstehen. Deshalb floppen die allermeisten
Filme, die von der Filmférderung gefordert werden,
dann auch 6konomisch.

(Hansjorg Schmidt SPD: Das ist doch dum-
mes Zeug!)

Trotzdem finde ich die Geldausgaben richtig. Allein
schon deshalb, weil natirlich jeder junge Filmer,
und ich meine jetzt alle Kategorien, irgendetwas
tun muss, um Uberhaupt die Qualifikationen zu er-
werben. Also selbst wenn die Filme floppen, heif3t
das nicht, dass das Geld grundsatzlich vertan ist,
denn es kann, wie zuvor schon gesagt wurde,
sinnvolle Ausbildungsaufgaben beinhalten.

Jetzt zum Antrag der LINKEN: Zusétzlich zum Gre-
mienfilm will dieser Antrag auch noch einen Beam-
ten- und Gewerkschaftsfilm aus der Filmwirtschaft
machen. Ich glaube, das ist der Tod der deutschen
Filmwirtschaft. Inhaltlich hat Herr Wersich dazu
Wunderschones gesagt — Kompliment, Herr Kolle-
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ge. Hinzufiigen méchte ich nur, dass wir, wenn wir
mochten, dass die Filmindustrie ganz den Bach
hinuntergeht, diesem Antrag der LINKEN zustim-
men sollten; wenn nicht, sollte man ihn ablehnen.
Obwohl ich normalerweise finde, dass man fast al-
le Antrage der Opposition an die Ausschuisse uber-
weisen sollte, um sie dort zu diskutieren, ist dieser
Antrag nicht einmal die Uberweisung wert. — Vielen
Dank fur die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

(Dennis Thering CDU: Da ist nichts mehr zu
retten, Herr Jersch!)

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich habe anfangs
gesagt, ich sei gespannt auf die Argumente, die
ich jetzt héren werde. Ich muss sagen, das ist ein
ziemlich zweidimensionales Niveau.

(Dr. Jorn Kruse AfD: Menschenfeindlich!)

Wenn ich den Kollegen Kruse jetzt deswegen an-
sehe, so hat das nicht viel damit zu tun. Das Ni-
veau war allgemein zweidimensional, extrem flach.
Aber dem Kollegen Wersich bin ich fir seine Zitate
besonders dankbar; davon werde ich noch etliche
Wochen etwas haben, insbesondere so etwas wie
Toleranz fur den Graubereich der Kreativitat. Wor-
Uber reden wir? Wir reden iber Mindesteinhaltung
von Arbeitsschutzbestimmungen.

(Beifall bei Sabine Boeddinghaus DIE LIN-
KE)

Das heildt, nach zwolf Stunden wird das Licht aus-
geschaltet, dann ist Schluss.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer es nicht schafft, nach zwdlf Stunden mit seiner
Arbeit fertig zu sein, ist dort falsch untergebracht.

Lieber Kollege Wersich, ich glaube, wir mussen
uns in der Tat einmal Uber Betriebsschutz und Ar-
beitsschutz unterhalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Insofern habe ich bei manch einem Diskussions-
beitrag durchaus das Geflihl gehabt, dass Sie eine
Stasi der Filmwirtschaft mit Uberwachungsinstru-
menten ohne Ende bei uns vermuten. Bekennen
Sie sich doch in Ihren Férderrichtlinien einfach zu
diesen Zielsetzungen und fihren Sie entsprechen-
de Sanktionsmechanismen ein. Das hat gar nichts
mit Uberwachung, sondern mit Konsequenz zu tun.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Jersch, einen Moment. — Meine Damen und

Herren, es gibt viel zu viele Zwischengesprache,
Zwiegesprache. — Vielen Dank.

Stephan Jersch DIE LINKE (fortfahrend): Die
Kreativitat schieft allen in den Kopf und muss
dann unbedingt zum Mund hinaus. Bekennen Sie
sich in den Filmforderrichtlinien zu diesen Zielen,
rufen Sie sie nicht nur irgendwo im Parkett aus und
sagen Sie nicht, Sie taten schon irgendetwas, son-
dern schreiben Sie nieder, dass Sie es tun, setzen
Sie sich das als Ziel. Dann besteht die Mdglichkeit,
dieses Ziel gemeinsam zu verfolgen und nicht nur
die Absatzzahlen von Filmen, sondern auch die Ar-
beitsbedingungen der Kolleginnen und Kollegen in
der Medienwirtschaft zu kontrollieren. Was hier
Uber die Biihne gegangen ist, ist fiir diese Kollegin-
nen und Kollegen und das, was sie leisten, wirklich
erniedrigend. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasidentin Antje Moller: Ich sehe nun kei-
nen weiteren Redebedarf, es liegen mir keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Wir kommen also zu
den Abstimmungen.

Wer mdchte die Drucksache 21/4439 an den Aus-
schuss fur Wirtschaft, Innovation und Medien Uber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist diese Uberweisung abgelehnt.

Damit kommen wir zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte dem Antrag der Fraktion DIE LINKE
aus Drucksache 21/4439 seine Zustimmung ge-
ben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 15
und 18, Drucksachen 21/4472 und 21/4471, Se-
natsantrag: Haushaltsplan 2015/2016: Nachbewilli-
gung nach § 35 Landeshaushaltsordnung, hier:
Verstarkung zentraler Ansatze im Einzelplan 9.2
Allgemeine Finanzwirtschaft und Senatsmitteilung:
Unterrichtung der Burgerschaft Gber die Ergebnis-
se der Mai-Steuerschatzung 2016.

[Senatsantrag:

Haushaltsplan  2015/2016: Nachbewilligung
nach 8§ 35 Landeshaushaltsordnung, hier: Ver-
starkung zentraler Anséatze im Einzelplan 9.2
Allgemeine Finanzwirtschaft

— Drs 21/4472 -]

[Senatsmitteilung:

Unterrichtung der Birgerschaft tiber die Ergeb-
nisse der Mai-Steuerschatzung 2016

— Drs 21/4471 -]

Die beiden Drucksachen sollten gemeinsam debat-
tiert werden. Es wurde sich im Vorhinein darauf
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verstandigt, auf die Debatte zu verzichten. Damit
kommen wir zu den Abstimmungen beziehungs-
weise den Uberweisungswiinschen.

Wir beginnen mit der Drucksache 21/4472.

Wer mdchte diese Drucksache an den Haushalts-
ausschuss uberweisen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist diese Uberweisung erfolgt.

Wer mochte nun auch die Drucksache 21/4471 an
den Haushaltsausschuss Uberweisen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch diese
Drucksache wurde Uberwiesen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 56, Druck-
sache 21/4704, Antrag der AfD-Fraktion: Empiri-
sche Untersuchung zur Situation der Obdachlosen
im Stadtgebiet der Freien und Hansestadt Ham-
burg.

[Antrag der AfD-Fraktion:

"Empirische Untersuchung zur Situation der
Obdachlosen im Stadtgebiet der Freien und
Hansestadt Hamburg"

— Drs 21/4704 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Winternotprogramm 2016/2017 rechtzeitig pla-
nen, Missbrauch des Winternotprogramms un-
terbinden und Beratungen fiir obdachlose Ost-
européer erweitern

— Drs 21/4845 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 21/4845 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

Die AfD-Fraktion méchte ihren Antrag aus Druck-
sache 21/4704 an den Ausschuss fur Soziales, Ar-
beit und Integration Gberweisen.

Wird dazu das Wort gewtinscht? — Das scheint mir
nicht der Fall zu sein. Dann kommen wir zu den
Abstimmungen.

Wer mochte zunachst die Drucksache 21/4704 an
den Ausschuss flir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Damit ist diese Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache
und beginnen mit dem Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 21/4845. Hierzu mdchte die AfD-
Fraktion Ziffer 1 separat abstimmen lassen.

Wer mochte nun also Ziffer 1 des CDU-Antrags an-
nehmen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist Ziffer 1 abgelehnt.

Wer mochte zu den Ziffern 2 bis 5 seine Zustim-
mung geben? — Auch hier die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Auch diese Ziffern sind abgelehnt.

Nun zum Antrag der AfD-Fraktion aus der Druck-
sache 21/4704.

Wer mdchte diesem folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 6,
den Berichten des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/4417 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/4418 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/4419 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/4420 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/4417.

Wer méchte sich hier der Empfehlung anschlieRen,
die der Eingabenausschuss zu der Eingabe 174/16
abgegeben hat? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieser Empfehlung entsprochen.

Wer mochte dann der Empfehlung folgen, die der
Eingabenausschuss zu der Eingabe 72/16 abge-
geben hat? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Auch dieser Empfehlung wurde gefolgt.

Wer sich dariber hinaus den Empfehlungen zu
den Ubrigen Eingaben anschlieRen méchte, den
bitte ich nun um das Handzeichen. — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Auch diesen Empfehlungen
wurde gefolgt.

Wir kommen zum Bericht 21/4418 und hier zu-
nachst zu Ziffer 1.

Wer mochte sich den Empfehlungen anschlielen,
die der Eingabenausschuss zu den Eingaben
249/16, 282/16 und 301/16 abgegeben hat? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit wurde diesen
Empfehlungen gefolgt.

Wer stimmt sodann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 85/16, 74/16, 127/16 und 304/16 zu? -
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die-
sen Empfehlungen wurde gefolgt.

Wer mochte sich dartber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben anschlief’en? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig
erfolgt.
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Von der Ziffer 2 hat die Blrgerschaft Kenntnis ge-
nommen.

Weiter mit dem Bericht 21/4419. Auch hier zu-
nachst zu Ziffer 1.

Wir haben Uber folgende Eingaben abzustimmen:
82/16, 96/16, 98/16, 99/16, 101/16, 103/16, 105/
16, 106/16, 107/16, 112/16, 115/16, 116/16,
132/16 bis 135/16, 137/16, 172/16, 196/16 sowie
234/16.

Wer méchte sich hierzu den Empfehlungen des
Eingabenausschusses anschlieRen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war die Mehrheit.

Wer mdchte dann den Empfehlungen folgen, die
der Eingabenausschuss zu den Eingaben 160/16
und 164/16 abgegeben hat? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Diesen Empfehlun-
gen wurde gefolgt.

Wer schlie8t sich den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 57/16 sowie 159/16 an? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch diesen Emp-
fehlungen wurde gefolgt.

Wer dariiber hinaus den Empfehlungen zu den Ub-
rigen Eingaben seine Zustimmung geben mdchte,
den bitte ich nun um das Handzeichen. — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Den Empfeh-
lungen wurde gefolgt.

Ich stelle dann noch fest, dass die Birgerschaft
von Ziffer 2 Kenntnis genommen hat.

Damit kommen wir schliellich zur Drucksache
21/4420.

Wer méchte sich hier der Empfehlung anschliel3en,
die der Eingabenausschuss zu der Eingabe 263/16
abgegeben hat? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit wurde dieser Empfehlung
gefolgt.

Wer stimmt sodann der Empfehlung zu der Einga-
be 208/16 zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch dieser Empfehlung wurde gefolgt.

Wer mdchte sich nun der Empfehlung anschlie3en,
die der Eingabenausschuss zu der Eingabe 242/16
betreffend "Ahnung von Verkehrsverstofien" abge-
geben hat? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist dieser Empfehlung gefolgt
worden.

Wer stimmt dann noch der Empfehlung zur Einga-
be 242/16 betreffend "Radstreifen, Kennzeich-
nungspflicht, OPNV" zu? — Auch hier die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit wurde auch dieser
Empfehlung gefolgt.

Wer sich darlber hinaus den Empfehlungen zu
den Ubrigen Eingaben anschlieRen mdchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist den Empfeh-
lungen gefolgt.

Die in der Geschéaftsordnung fiir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliubersicht”
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft die unter A
aufgefihrten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt dann den Uberweisungsbegehren un-
ter B zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war einstimmig der Fall.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8, Druck-
sache 21/3926, GroRRe Anfrage der Fraktion DIE
LINKE: Berichterstattung tUber den Umgang mit
Baggergut aus dem Hafen und der Delegations-
strecke Hamburgs.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Berichterstattung Uber den Umgang mit Bag-
gergut aus dem Hafen und der Delegations-
strecke Hamburgs

— Drs 21/3926 —]

Diese Drucksache moéchte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss fur Umwelt und Energie Uber-
weisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir haben von der Drucksache 21/3926 Kenntnis
genommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf, Drucksache
21/4039, Grolke Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Bedarfsgerechte Finanzierung statt Mangelverwal-
tung! Gesetzesentwurf zur Anderung kapazitats-
rechtlicher Regelungen an Hamburger Hoch-
schulen gemeinsam mit demokratischen Gremien
der Hochschulen Uberarbeiten!

[GrolRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Bedarfsgerechte Finanzierung statt Mangelver-
waltung! Gesetzesentwurf zur Anderung kapa-
zitatsrechtlicher Regelungen an Hamburger
Hochschulen gemeinsam mit demokratischen
Gremien der Hochschulen Uberarbeiten!

— Drs 21/4039 —]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss fur Wissenschaft und Gleich-
stellung Gberweisen.

* Sammellbersicht siehe Seite 2464 f.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/3926
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4039
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* Sammelübersicht siehe Seite 2464 f.
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Wer mochte so verfahren? — Auch hier die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist die Uberwei-
sung abgelehnt.

Auch hier stelle ich fest, dass die Biirgerschaft von
der GroRen Anfrage aus Drucksache 21/4039 oh-
ne Besprechung Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 11, Druck-
sache 21/4224, Grolke Anfrage der Fraktion DIE
LINKE: Das Musterflachenprogramm im Schulbau
und seine Konsequenzen.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:

Das Musterflachenprogramm im Schulbau und
seine Konsequenzen

— Drs 21/4224 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Schulausschuss tiberweisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
Uberweisungsbegehren wurde abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Ja. Damit haben
wir das notwendig Drittel der anwesenden Abge-
ordneten erreicht und die Besprechung ist fur die
nachste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 12, Druck-
sache 21/4285, Grolke Anfrage der Fraktion DIE
LINKE: Arbeitsbedingungen bei Asklepios und Mit-
bestimmungsrechte der Freien und Hansestadt
Hamburg.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Arbeitsbedingungen bei Asklepios und Mitbe-
stimmungsrechte der Freien und Hansestadt
Hamburg

— Drs 21/4285 -]

Diese Drucksache rr_gt')chte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss Offentliche Unternehmen Uber-
weisen.

Wer méchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dieses Uberweisungsbegehren ist
abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist der Fall.
Wird das Begehren unterstutzt? — Ja, das ist der
Fall. Auch hier werden also die Besprechung der
Drucksache 21/4285 fir die nachste Sitzung vorse-
hen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21, Druck-
sache 21/4659, Senatsmitteilung: Aktionspro-

gramm zur Begabtenférderung an Hamburger
Schulen.

[Senatsmitteilung:

Aktionsprogramm zur Begabtenférderung an
Hamburger Schulen

— Drs 21/4659 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD und GRUNEN an den Schulausschuss Uber-
weisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist die Uberweisung zustande gekommen.

Tagesordnungspunkt 30, Drucksache 21/4470, Be-
richt des Ausschusses flr Wissenschaft und
Gleichstellung: Stipendien — Bereitstehende Mittel
nutzen, Stipendienkultur starken.

[Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft
und Gleichstellung Uber die Drucksache
21/3022:

Stipendien — Bereitstehende Mittel nutzen, Sti-
pendienkultur starken (Antrag der CDU-Frakti-
on)

— Drs 21/4470 -]

Wer mdchte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist der Ausschussempfehlung gefolgt wor-
den.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 33, Druck-
sache 21/4561: Bericht des Ausschusses fur Wirt-
schaft, Innovation und Medien: Staatsvertrag zur
Anderung des NDR-Digitalradio-Staatsvertrags.

[Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien Uber die Drucksache
21/3930:

Staatsvertrag zur Anderung des NDR-Digitalra-
dio-Staatsvertrags (NDR-Digitalradio-Ande-
rungs-StV) (Senatsantrag)

— Drs 21/4561 -]

Wer méchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Gesetz zum Staatsvertrag zur Anderung des
NDR-Digitalradio-Staatsvertrags aus Drucksache
21/3930 beschlielien? — Gegenprobe. —Enthaltun-
gen? — Das war mehrheitlich der Fall.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4224
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4285
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4659
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4470
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4561
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Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will also das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
in erster Lesung beschlossene Gesetz ist nun in
zweiter Lesung und somit endgultig beschlossen
worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 34, Druck-
sache 21/4562, Bericht des Ausschusses fir Wirt-
schaft, Innovation und Medien: Neunzehnter
Staatsvertrag zur Anderung rundfunkrechtlicher
Staatsvertrage.

[Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Inno-
vation und Medien Uber die Drucksache
21/3931:

Neunzehnter Staatsvertrag zur Anderung rund-
funkrechtlicher Staatsvertrdge (Neunzehnter
Rundfunk&nderungsstaatsvertrag) (Senatsan-

trag)
— Drs 21/4562 —]

Wer méchte nun der Ausschussempfehlung folgen
und das Gesetz zum neunzehnten Staatsvertrag
zur Anderung rundfunkrechtlicher Staatsvertrage
aus Drucksache 21/3931 beschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Aus-
schussempfehlung gefolgt worden.

Das Gesetz ist in erster Lesung beschlossen wor-
den und bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es hierzu Widerspruch aus
dem Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will also das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieflen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung und so-
mit endguiltig beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 36, Druck-
sache 21/4564, Bericht des Schulausschusses: In-
klusion durch Schulbegleitung in Hamburg weiter
starken und verbessern!

[Bericht des Schulausschusses Uber die Druck-
sache 21/3021:

Inklusion durch Schulbegleitung in Hamburg
weiter starken und verbessern! (Antrag der
Fraktion DIE LINKE)

— Drs 21/4564 -]

Wer moéchte der Ausschussempfehlung folgen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Ausschussempfehlung mehrheitlich gefolgt wor-
den.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 45 auf, Drucksa-
che 21/4665, Antrag der CDU-Fraktion: Erschwer-
niszuschlage auch fur die Beamten der Feuerwehr
anheben.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Erschwerniszuschlage auch fur die Beamten
der Feuerwehr anheben

— Drs 21/4665 —]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Prifauftrag zur finanziellen Besserstellung von
Feuerwehrbeamten

— Drs 21/4856 -]

Hierzu liegt Innen als Drucksache 21/4856 ein An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN
vor.

Die Fraktionen der FDP und der AfD mochten die
Drucksache 21/4665 an den Innenausschuss Uber-
weisen.

Wer moéchte zunéchst diesem Uberweisungsbe-
gehren folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zu der Abstimmung in der Sache. Wir
beginnen mit dem Antrag der CDU-Fraktion aus
der Drucksache 21/4665.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist dieser Antrag abgelehnt.

Weiter nun zum Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN aus Drucksache 21/4856.

Wer mochte sich diesem anschlieften? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Antrag angenommen worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 50, Druck-
sache 21/4693, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Keine weitere Aushohlung des Asylrechts: Senat
muss der Einstufung der Maghreb-Staaten als "si-
chere Herkunftsstaaten" die Zustimmung verwei-
gern.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Keine weitere Aushohlung des Asylrechts: Se-
nat muss der Einstufung der Maghreb-Staaten
als "sichere Herkunftsstaaten" die Zustimmung
verweigern


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4562
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4564
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4665
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4856
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— Drs 21/4693 -]

Wer mochte diesem Antrag zustimmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag
abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 51, Druck-
sache 21/4694, Antrag der FDP-Fraktion: Wohn-
kostenrisiken transparent machen.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Wohnkostenrisiken transparent machen
— Drs 21/4694 —]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
LINKEN, der FDP und der AfD an den Stadtent-
wicklungsausschuss tUberweisen.

Wer mochte sich diesem Uberweisungsbegehren
anschlieBen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Damit ist diese Uberweisung abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mochte dem FDP-Antrag aus Drucksache
21/4694 folgen? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 52, Druck-
sache 21/4695, Antrag der FDP-Fraktion: GroR3pro-
jekte planbar machen — Rechtssicherheit fiir Betei-
ligte in Verwaltungsverfahren nach EuGH-Ent-
scheidung zur Einwendungspraklusion zlgig her-
stellen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

GroR3projekte planbar machen — Rechtssicher-
heit fur Beteiligte in Verwaltungsverfahren
nach EuGH-Entscheidung zur Einwendungs-
préaklusion zligig herstellen

— Drs 21/4695 -]

Diesen Antrag mdchten die Fraktionen der SPD
und der GRUNEN an den Ausschuss fiir Justiz und
Datenschutz tUberweisen. Vonseiten der FDP-Frak-
tion liegt hierzu ein Uberweisungsbegehren feder-
fihrend an den Ausschuss flr Wirtschaft, Innovati-
on und Medien sowie mitberatend an den Aus-
schuss fur Umwelt und Energie vor.

Wer méchte nun also zunachst die Drucksache fe-
derfiihrend an den Ausschuss fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien sowie mitberatend an den Aus-
schuss fur Umwelt und Energie Uberweisen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Diese Uberwei-
sung ist abgelehnt.

Wer moéchte dann einer Uberweisung der Drucksa-
che an den Ausschuss fir Justiz und Datenschutz
folgen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist diese Drucksache an den Aus-
schuss Uberwiesen worden.

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende der
Sitzung und es bleibt noch Zeit, sich auf den Rest
des Abends entsprechend vorzubereiten.

Ende: 17.58 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Peri Arndt, Dr. Stefanie von Berg, Martin Bill,
Inge Hannemann, Astrid Hennies, Dorothee Martin, Arno Miinster, Karin Prien, Brigitta Schulz, Jens-Peter

Schwieger und Karl-Heinz Warnholz


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4693
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4694
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/4695
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Anlage

Sammellbersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 15. und 16. Juni 2016

A. Kenntnisnahmen

TOP |Drs- [Gegenstand
Nr.

7 3922 [Paris — Brissel — Hamburg? Was tut der Senat, um die Hansestadt vor terroristischen An-
schlagen zu schitzen?

9 4029 | Ausgangsbilanz: Spielplatz oder Schrottplatz — hat Hamburg ein Herz flr Kinder?

20 4568 | Bericht iber die Tatigkeit der Kreditkommission fiur das Jahr 2015

22 4660 |Beendigung der Arbeit der Hamburger Kommission fir Fragen der Gentechnik — HKFG

23 4452 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 3. Marz 2016:
Kosten fur die Unterbringung — Asylbewerberinnen und Asylbewerber werden bereits jetzt
an den Kosten beteiligt — Drs. 21/3506

24 4532 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 12. November 2015:
Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit und Integration Gber die Drucksache 21/623:
Lohnungleichheit in den Jobcentern — Unterschiede in der Bezahlung zwischen stadtischen
und BA-Angestellten beseitigen! — Drs. 21/1996

25 4533 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 26. Méarz 2014:
"Hamburger Hartefallkommission" — Drs. 20/11266

26 4641 |Burgerschaftliche Ersuchen vom 1. Oktober 2015 und 10. Februar 2016:
"Mehr Platze fur Wohnungslose schaffen und Fortfihrung des Winternotprogramms sicher-
stellen" — Drs. 21/1620 — und .
"Schutz fiir Obdachlose verbessern und ausreichend Platze fir Wohnungslose in der Of-
fentlichen Unterbringung bereitstellen” — Drs. 21/3194

27 4467 | Bericht der Kommission (G-10-Kommission) zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Beschran-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel-10-Gesetz —
G 10) gemaR § 2 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausflihrung des Artikel-10-Gesetzes (G-10-
AusfG) Uber ihre Tatigkeit im Berichtszeitraum vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2015

28 4468 |Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit und Integration

29 4469 | Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

31 4473 |Bericht des Sportausschusses

32 4520 |Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses

35 4563 |[Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft, Innovation und Medien

37 4626 |Bericht des Ausschusses Offentliche Unternehmen

38 4657 |Bericht des Haushaltsausschusses

40 4609 | Bericht der Hartefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

2465

TOP

Drs-Nr.

Gegenstand

auf Antrag
der

Uberweisung an

14

4443

Gesetz zum Staatsvertrag Uber die Errichtung des Re-
chen- und Dienstleistungszentrums Telekommunikations-
Uberwachung der Polizeien im Verbund der norddeut-
schen Kistenlander der Freien und Hansestadt Hamburg
mit den Landern Bremen, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen und Schleswig-Holstein

SPD,
CDuU,
GRUNEN,
LINKEN

Innenausschuss

17

4457

Bericht Uber die Haushaltsentwicklung zum 1. Quartal
2016 sowie vorlaufige Gesamtergebnisrechnung und
doppische Gesamtfinanzrechnung fir 2015

interfrak-
tionell

Haushaltsaus-
schuss (f.) u. Ver-
fassungs- und
Bezirkausschuss,
Europaaus-
schuss,
Ausschuss flr
Justiz und Daten-
schutz, Schul-
ausschuss,
Ausschuss fur
Wissenschaft und
Gleichstellung,
Kulturausschuss,
Ausschuss flr
Soziales, Arbeit
und Integration,
Familien-, Kinder
und Jugend-
ausschuss,
Gesundheitsaus-
schuss, Stadt-
entwicklungs-
ausschuss,
Ausschuss flr
Umwelt und
Energie,
Ausschuss flr
Wirtschaft, Inno-
vation und Medi-
en,

Verkehrsaus-
schuss,
Innenausschuss,
Sportausschuss,
Ausschuss Of-
fentliche Unter-
nehmen

19

4567

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Birger-
schaft vom 9. Juli 2015

"Entschlielung zur Umsetzung der Resolution des 13.
Parlamentsforums Sidliche Ostsee zu dem Thema ,Wis-
senschafts- und Hochschulkooperation im Ostseeraum™
(Drucksache 21/849)

Chu

Ausschuss flr
Wissenschaft und
Gleichstellung






